
Anlage 1-VP 

,aus der 


Abs. 1 ARegV 


'Alll~<i~isnive

Gemäß § 6 Abs. 1 S. 1 ARegV ermittelt die Beschlusskammer das Ausgangsniveau für die 

Bestimmung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen in der zweiten Regulierungsperiode 

durch eine Kostenprüfung nach den Vorschriften des Teiis 2 Abschnitt 1 der GasNEV. Die 

zweite Regulierungsperiode beginnt am 01 .01.2013. Die Kostenprüfung erfolgt nach§ 6 Abs. 

1 S. 3 ARegV im vorletzten Kalenderjahr vor Beginn der Regulierungsperiode auf der Grund­

lage der Daten des letzten abgeschlossenen Geschäftsjahres. Dabei gilt gemäß § 6 Abs. 1 

S. 4 ARegV das Kalenderjahr, in dem das der Kostenprüfung zugrunde liegende Geschäfts­

jahr endet, als Basisjahr im Sinne der Verordnung. Demnach erfolgt die Kostenprüfung auf 

der Grundlage der Kostendaten des Basisjahres 2010. 

Für die Bestimmung des Ausgangsniveaus der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen für die 

zweite Regulierungsperiode Gas (2013 bis 2017) sind die Netzkosten nach§ 6 Abs. 1 S. 1 

ARegV i.V .m. §§ 4 bis 9 GasNEV zu ermitteln. Gemäß § 4 Abs. 2 GasNEV setzen sich die 

Netzkosten aus den aufwandsgleichen Kosten nach § 5 GasNEV, den kalkulatorischen Ab­

schreibungen nach § 6 GasNEV, der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung nach § 7 

GasNEV sowie den kalkulatorischen Steuern nach § 8 GasNEV, unter Abzug der kosten­

mindernden Erlöse und Erträge nach § 9 GasNEV, zusammen. Bilanzielle und kalkulatori­

sche Kosten sind nur insoweit anzusetzen, als sie einen Bezug zum Netzbetrieb aufweisen 

(§ 4 Abs. 1 S. 1 GasNEV), den Kosten eines effizienten und strukturell verg leichbaren Netz­

betreibersentsprechen (§ 4 Abs. 1, S. 1 GasNEV, § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG) und sich bei ei­

nem im Wettbewerb stehenden Unternehmen ihrem Umfang nach einstellen würden (vgl. § 

21 Abs. 2 S. 2 EnWG). Gemäß § 6 Abs. 3 S. 2 ARegV, der die Unanwendbarkeit von § 3 

Abs. 1 S. 4, 2. Hs. Ga.sNEV statuiert, ist dabei die Berücksichtigung von Plankosten und ­

erlösen ausgeschlossen. Kosten und Erlöse bzw. Erträge, die dem Grunde oder der Höhe 

nach auf einer Besonderheit des Geschäftsjahres beruhen, auf das sich die Kostenprüfung 

bezieht, sind gem. § 6 Abs. 3 S. 1 ARegV nicht zu berücksichtigen. 

Die so ermittelten Netzkosten, die gem. § 6 Abs. 1 ARegV das Ausgangsniveau fOr die Be­

stimmung der Erlösobergrenzen bilden, ergeben sich aus Anlage 1-VP (Zelle F105) und 

betragen 

Se~e 1 von 25 



Anlage 1-VP 

Die Beschlusskammer hat der Prüfung, neben dem nach § 6 Abs. 1 ARegV i.V.m. § 28 

GasNEV vorzulegenden Bericht, den Erhebungsbogen zu Grunde gelegt, der vom Netz­

betreiber über das Energiedatenportal übennittelt wurde. Bei der Übermittlung wurde die 

Bezeichnung der XLS-Datei mit einem Datum und einem sog. Hashwert versehen, um eine 

eindeutige Kennzeichnung der Datei zu ermöglichen. Welcher Erhebungsbogen der Prüfung 

zu Grunde gelegt wurde, ist den Anlagen 1-VP bis 6-VP Ueweils Zelle 69) zu entnehmen. 

1. AufWandsgleiche Kosten 


Aufwandsgleiche Kosten sind zu berücksichtigen, wenn sie einen Bezug zum Netzbetrieb 


aufweisen (§ 3 Abs. 1 S. 1 GasNEV), den Kosten eines effizienten und strukturell vergleich­


baren Netzbelreibers entsprechen (§ 4 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 GasNEV. § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG) 


und sich bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen ihrem Umfang nach einstellen 


würden (vgl. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG). 


Aufwandsgleiche Kosten sind nur anzuerkennen, wenn sie einen eindeutigen Bezug zum 

Netzbetrieb aufweisen. Kosten, die nicht ursächlich aus dem Betrieb des Netzes entstehen 

oder dem Betrieb des Netzes zu dienen bestimmt sind, sind folglich nicht zu berücksichtigen. 

Demgemäß sind Kosten, die ihrem Entstehensgrunde oder ihrem Verwendungszweck nach 

dem Vertrieb oder anderen Unternehmensaktivitäten zuzuordnen sind, grundsätzlich nicht 

auf den Netzbetrieb bezogen und somit nicht berücksichtigungsfähig. 

Der Netzbelreiber ist darlegungs- und bew•eisverpflichtet tor die Tatsache, dass die geltend 

gemachten Aufwendungen tatsächlich entstanden sind. Dies ergibt sich bereits aus der Na­

tur der zu prOfenden Informationen, die allesamt dem Rechnungswesen des Netzbetreibars 

entstammen. Diese internen Vorgänge sind der Beschlusskammer nicht bekannt, solange 

der Netzbelreiber nicht selber die beurteilungsrelevanten Kosten darlegt und diese dezidiert 

nachweist. Dem steht auch nicht der Amtsermittlungsgrundsatz entgegen. Der Pflicht der 

Behörde, den Sachverhalt in eigener Verantwortung aufzuklären (§ 68 EnWG und 24 

VwVfG) stehen insoweit Obliegenheiten des Netzbelreibers gegenüber; die Mitwirkungslast 

begrenzt die Amtsaufklärungspflicht der Verwattungsbehörde. Diese braucht entscheidungs­

erhebliche Tatsachen nicht zu ermitteln, die der Betroffene ihr zu unterbreiten hat (vgl. BGH, 

EnVR 79/07, Rn. 21; BVerwG, 5 C 27/85, NVwZ 1987, 405). Nicht nachgewiesene Kosten 

sind nicht anerkennungsfähig (so auch: OLG Düsseldorf, Vl-3 Kart. 472/06 (V) und BGH, 

EnVR 6/08). 

Die Berücksichtigung von Plankosten und -erlösen ist gem. § 6 Abs. 3 S. 2 ARegV ausge­

schlossen. § 6 Abs. 3 S. 2 ARegV regelt, dass§ 3 Abs. 1 S. 4, 2. HS GasNEV bei der Durch­

führung der Kostenprüfung zur Bestimmung des Ausgangsniveaus nach § 6 Abs. 1 ARegV 

keine Anwendung findet. Kosten und Erlö·se bzw. Erträge, die auf einer Besonderheit des 
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Geschäftsjahres beruhen, sind gem. § 6 Abs. 3 S. 1 ARegV ebenfalls nicht zu berücksichti­

gen. 

2. 	 Kalku latorische Bewertung des Sachanlagevermögens sowie Ermittlung 
der kalkulatorischen Abschreibungen 

Zur Gewährleistung eines langfristig angelegten, leistungsfähigen und zuverlässigen Netzbe­

triebs ist die Wertminderung der betriebsnotwendigen Anlagegüter als Kostenposition bei der 

Ermittlung der Netzkosten in Ansatz zu bringen (§ 6 Abs. 1 S. 1 GasNEV). FOr die Ermittlung 

der kalkulatorischen Abschreibungen und der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung ist die 

Bestimmung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens erforderlich. Bei der 

Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen ist gemäß § 6 Abs. 1 S. 3 GasNEV zu un­

terscheiden nach Anlagegotern, die vor dem 01 .01 .2006 aktiviert wurden (Aitanlage), und 

Anlagegütern, die ab dem 01 .01 .2006 aktiviert wurden (Neuanlage). 

Bei Altanlagen werden für den eigenfinanzierten Anteil des Anlagevermögens (maximal 

40 %) Tagesneuwerte als Basis fOr die weiteren Berechnungen herangezogen (§ 6 Abs. 2 

S. 2 Nr. 1 GasNEV). Die Tagesneuwerte werden mittels Indexierung der historischen An­

schaffungs- und Herstellungskosten ermittelt. Für den fremdfinanzierten Anteil des Anlage­

vermögens bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten den 

Ausgangspunkt für die weitere Wertermittlung (§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV). 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind gem. § 6 Abs. 4 GasNEV ausge­

hend von den jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten nach der linea­

ren Abschreibungsmethode jahresbezogen (§ 6 Abs. 5 S. 3 und 4 GasNEV) zu ermitteln. 

Zur Illustration der folgenden Darlegungen wird ergänzend ein fiktives Berechnungsbeispiel 

in Anlage II beigefügt. 

2.1. Historische Anschaffungs- und Herstellungskosten 

Die historischen Anschaffungs- und Herstel'lungskosten sind in § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV 

legal definiert als die im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten Anschaffungs- und 

Herstellungskosten. 

Entscheidend bei der für die kalkulatorische Berechnung des Sachanlagevermögens rele­

vanten Anschaffungs- und Herstellungskosten eines Anlagengutes ist, dass sie den histori­

schen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen (Vgl. § 6 Abs. 3, 4 GasNEV). Die­

se Vorgabe verbietet es bspw., Anschaffungs- und Herstellungskosten durch eine Rückrech­

nung anhand zeitnaher üblicher Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Einbeziehung 

qualitativer Veränderungen des zu betrachtenden Gutes zu ermitteln. Die Beschlusskammer 
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geht davon aus, dass die angegebenen Anschaffungs- und Herstellungskosten der Höhe 

nach den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen. Die Beschluss­

kammer behält sich vor, die Ermittlung der angegebenen Anschaffungs- und Herstellungs­

kosten einer weiteren Überprüfung zu unterziehen. Sollte sie hierbei zu der Erkenntnis ge­

langen, dass die vom Netzbelreiber für die Ermittlung der kalkulatorischen Kosten zugrunde 

gelegten errechneten Anschaffungs- und Hen;;tellungskosten nicht den historischen Anschaf­

fungs- -und Herstellungskosten entsprechen, wird sie von der in § 48 VwVfG normierten 

Möglichkeit der Rücknahme Gebrauch machen. 

Nach § 6 GasNEV bilden die jeweiligen historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

den Ausgangspunkt fOr die Wertbestimmung des Sachanlagevermögens, insofern die in Re­

de stehenden Vermögensteile betriebsnotwendig sind. Nicht betriebsnotwendige Vermö­

gensteile sind nicht anzusetzen. Zum notwendigen Betriebsvermögen gehören nach allge­

meiner Auffassung nicht nur Vermögensgegenstände, die unmittelbar dem Betriebszweck 

dienen. Vielmehr genügt es, wenn der Vermögensgegenstand mittelbar dem Betrieb dient. 

Nicht aktivierten sondern z.B. über Instandhaltungsaufwand finanzierten Vermögensgegens­

tänden fehlt die Ansatzfähigkeit schon dem Grunde nach. Da unterstellt werden muss, dass 

diese Beträge in der Vergangenheit schon wieder verdient wurden, ist der Netznutzer nicht 

durch erneuten Ansatz als Anschaffungs- und Herstellungskosten zu belasten. 

Netzbelreiber in Berlin, Brandenburg, Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt 

und Thüringen können die Anschaffungs- und Herstellungskosten für Anlagegüter, deren 

Errichtung zeitlich vor ihrer erstmaligen Bewertung in Deutscher Mark liegt alternativ anhand 

zeitnaher üblicher Anschaffungs- und Herstellungskosten und einer ROckrechnung mittels 

der anwendbaren Preisindizes ermitteln (§ 6 Abs. 3 S. 3 GasNEV). 

Entscheidend bei der Ermittlung der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten des 

Sachanlagevermögens ist. dass die hierzUI herangezogenen (zeitnahen üblichen) Anschaf­

fungs- und Herstellungskosten keine qualitativen Veränderungen aufweisen, da durch die 

Rückindizierung mithilfe der anwendbaren Preisindizes lediglich die reine Preisänderung 

herausgerechnet wird. Die Berücksichtigung von Anschaffungs- und Herstellungskosten, die 

mit einer qualitativen Aufwertung verbunden sind, wUrden deshalb zu einer Überbewertung 

der ermittelten historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten führen. 

Aus diesem Grunde ist bei der Ermittlung der Ausgangswerte des DDR-Aitanlagevermögens 

von den Werten auszugehen, die in der DM-Eröffnungsbilanz ausgewiesen sind. Dies ergibt 

sich eindeutig aus dem Wortlaut des § 6 Abs.3 S.3 GasNEV: 

",m Falle der Gasversorgungsnetze [...] können filr jene Anlagegüter, 

deren Errichtung zeitlich vor ihrer erstmaligen Bewertung in Deut-
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scher Mark liegt, die Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Ver­

wendung zeitnaher üblicher Anschaffungs- und Herstellungskosten und 

einer Rückrechnung mittels der anwendbaren Preisindizes ermittelt 

werden." [Anmerkung: Hervorhebungen und Kürzung durch den 

Verfasser] 

§ 6 Abs. 3 S. 3 GasNEV nennt zwei mögliche Zeitpunkte als Referenz für die Bewertung des 

DDR-Aitanlagevermögens. Es wird die .Er:richtung" und die .,erstmalige Bewertung in Deut­

scher Mark" erwähnt. Die .Errichtung" scheidet jedoch ersichtlich als Bewertungszeitpunkt 

aus, da vielfach nicht einmal Näherungswerte des DDR-Sachanlagevertnögens oder Infor­

mationen Ober die sonstige vorhandene Infrastruktur bekannt waren. Insoweit verbleibt die 

Zeitnähe zur erstmaligen Bewertung des Sachanlagevermögens in deutscher Mark als mög­

licher Referenzpunkt Eindeutig wird in der Formulierung des § 6 Abs. 3 S. 3 GasNEV nicht 

auf eine Zeitnähe der Bewertung des Sachanlagevermögens zu der erstmaligen Entgeltge­

nehmigung abgestellt und somit kein Gegenwartsbezug hergestellt. Hätte der Verordnungs­

geber eine entsprechende Regelung treffen wollen, so wäre es ein Leichtes gewesen die 

Verordnung entsprechend unmissverständlich zu tassen: 

..[. ..] unter Verwendung im Antragszeitpunkt üblicher Anschaffungs- und 

Herstellungskosten { ..]"[Anmerkung: Kürzungen und hervorgehobe­

ne Ersetzung durch den Verfasser!] 

Eine solche Formulierung hat der Verordnungsgeber aber gerade nicht gewählt, so dass 

ersichtlich nicht auf einen Gegenwartszeitpunkt abgestellt werden darf. Vielmehr soll die 

größtmögliche Zeitnähe zur tatsächlichen Erstellung des Anlagengutes gewährleistet wer­

den. 

Die DM-Eröffnungsbilanz enthält auf Basis. der seinerzeit zeitnah ermittelten Tagesneuwerte 

und der handelsrechtlich angesetzten Nutzungsdauern Restwerte. Die Anschaffungs- und 

Herstellungskosten sind daher aus den den Restwerten zu Grunde liegenden Tagesneuwer­

ten unter Heranziehung der anwendbaren Preisindizes umzurechnen. 

Die Beschlusskammer geht davon aus, dass die ermittelten Anschaffungs- und Herstel­

lungskosten der Höhe nach den Anschaffungs- und Herstellungskosten entsprechen, die 

sich in beschriebener Weise aus der DM-Eröffnungsbilanz ergeben. Dies setzt insbesondere 

voraus, dass bei der Ermittlung der Anschaffungs- und Herstellungskosten nach § 6 Abs. 3 

S. 3 GasNEV keine qualitativen Veränderungen berücksichtigt wurden. Die Berücksichtigung 

qualitativer Veränderungen würde gegen die Vorgaben der GasNEV verstoßen. Die Be­

schlusskammer behält sich vor, die Ermittlung der Anschaffungs- und Herstellungskosten 

des DDR-Aitanlagevermögens einer weiteren Überprüfung zu unterziehen. Sollte sie hierbei 

zu der Erkenntnis gelangen, dass die vom Netzbelreiber für die Ermittlung der kalkulatori-
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sehen Kosten zugrunde gelegten errechneten Anschaffungs- und Herstellungskosten fOr die 

Jahre vor 1991 nicht den sich in beschriebener Weise aus der DM-Eröffnungsbilanz erge­

benden Werten entsprechen, wird sie von der in § 48 VwVfG normierten Möglichkeit der 

Rllcknahme Gebrauch machen. 

2.2. Netzkauf und vergleichbare Fallgestaltungen 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 GasNEV ist bei der Ermittlung der kalkulatorischen Abschrei­

bungen für den fremdfinanzierten Anteil der Altanlagen und gern. § 6 Abs. 4 GasNEV bei den 

Neuanlagen von den jeweiligen, im Zeitpunkt ihrer Errichtung erstmalig aktivierten Anschaf­

fungs- und Herstellungskosten (.historische Anschaffungs- und Herstellungskosten") auszu­

gehen. § 6 Abs. 6 GasNEV untersagt eine Abschreibung unter Null aufgrund des Wiederauf­

lebans kalkulatorischer Restwerte, insbesondere auch im Falle einer Veränderung der ur­

sprllnglichen Abschreibungsdauer. Nach der ausdrllcklichen Regelung des § 6 Abs. 7 Gas­

NEV gilt das Verbot der Abschreibung unter Null ungeachtet einer Änderung der Eigentums­

verhaltnisse oder der BegrUndung von Schuldverhältnissen. ln den genannten Vorschriften 

kommt die eindeutige gesetzliche Vorgabe zum Ausdruck, dass ein Netzkauf oder vergleich­

bare Fallgestaltungen nicht zu einer Erhöhung der berllcksichtigungsfahlgen Netzkosten 

fllhren darf. Insoweit hat der Gesetzgeber den Interessen der Netznutzer an möglichst gerin­

gen Netzkosten den Vorrang eingeräumt. Ihre sachliche Grundlage findet diese gesetzgebe­

nsehe Entscheidung in dem Charakter der Energieversorgungsnetze als natllrliche Monopo­

le, die den Netznutzern regelmäßig keine wettbewerbliehen Ausweichmöglichk.eiten lassen. 

Für den Fall von Netz.käufen ist dementsprechend festzuhalten, dass ein Anspruch eines 

Netzbetreibers, bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte den Kaufpreis fllr erworbe­

ne Netze zugrunde zu legen, nicht besteht (BGH. KVR 35/07 - SW Neustadt a.d.W ., Rn. 47 

ff.). Nach § 6 Abs. 6 GasNEV d!lrfen die Abschreibungsgrundlagen nicht verändert werden, 

was bedeutet, dass das Abschreibungsobjekt nur einmal und ohne Erhöhung der Kalkulati­

onsgrundlage abgeschrieben werden kann. Die Regelung des § 6 Abs. 7 GasNEV stellt 

Oberdies ausdrllcklich klar, dass das Verbot einer Abschreibung unter Null auch im Falle ei­

nes Eigentomerwechsels gilt. Damit wird bei einem Verkauf eine Veränderung der Abschrei­

bungsgrundlage explizit ausgeschlossen. Auch aus der vielfach herangezogenen .Kaufe­

ring"-Entscheidung des BGH (BGH, KZR 12197) folgt nichts anderes (so explizit für die wort­

gleiche StromNEV: BGH, KVR 35107 • SW Neustadt a.d.W., Rn. 47 ff.) 

Der Netzbelreiber hat keine Angaben zu etwaigen Netzkäufen gemacht. Die Beschlusskam­

mer geht daher davon aus, dass Netzkäufe der Netzbelreiber nicht erfolgt sind. Sie behält 
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sich eine Rilcknahme oder einen Widerruf der Festregung der Erlösobergrenzen für den Fall 

vor, dass der Netzbelreiber in der Vergangenheit einen Netzkauf getätigt haben sollte. 

2.3. Tagesneuwerte 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 GasNEV Ist für die Ermittlung der kalkulatorischen Abschrei­

bungen des eigenfinanzierten Anteils der Altanlagen-ausgehend von dem jeweiligen Ta­

gesneuwert nach § 6 Abs. 3 S. 1 und 2 GasNEV- die Summe aller anlagenspezifisch ermit­

telten Abschreibungsbeträge zu Grunde zu legen. Nach§ 6 Abs. 3 S. 1 GasNEV ist der Ta­

gesneuwert der unter Berilckslchtigung der technischen Entwicklung maßgebliche Anschaf­

fungswert zum jeweiligen Bewertungszeitpunkt Die Umrechnung der historischen Anschaf­

fungs- und Herstellungskosten der betriebsnotwendigen AnlagegUter auf Tagesneuwerte hat 

unter Verwendung anlagenspezifischer oder anlagengruppenspezifischer Preisindizes zu 

erfolgen, die auf den Indexreihen des Statistischen Bundesamtes, Fachserien 16 und 17, 

beruhen müssen (§ 6 Abs. 3 S. 2 GasNEV). 

Die Erfahrungen der Bundesnetzagentur in den Entgeltgenehmigungsrunden haben gezeigt, 

dass die Netzbelreiber sehr unterschiedliche Indexreihen zur Anwendung gebracht haben. 

Zugleich hat eine Überprüfung der häufig herangezogenen Indexreihen ergeben, dass deren 

Rückführung auf die maßgeblichen Fachserien 16 und 17 des Statistischen Bundesamtes 

erheblichen Bedenken begegnet. Vor diesem Hintergrund hat die Beschlusskammer von 

ihrer Kompetenz nach§ 30 Abs. 2 Nr. 2 GasNEV i.V.m. § 29 Abs. 2 EnWG Gebrauch ge­

macht und hat am 26.10.2011 bundeseinheitliche Preisindizes festgelegt (BK9-11/602).1 

2.4. Ermittlung der kalkulatorischen Jahresabschreibung 

Die jährlichen kalkulatorischen Abschreibungen ergeben sich aus der Summe der Einzelab­

schreibungen aller Sachanlagen. Hierbei ist zwischen Altanlagen (vor dem 01 .01.2006 akti­

viert) und Neuanlagen (ab dem 01 .01.2006 aktiviert) zu unterscheiden. Alt- und Neuanlagen 

unterscheiden sich dadurch, dass für Altanlagen - im Gegensatz zu den Neuanlagen - eine 

Bewertung auf Basis der Tagesneuwerte gemäß§ 6 Abs. 2, 3 und 4 GasNEV vorzunehmen 

ist. Die kalkulatorischen Abschreibungen sind gern. § 6 Abs. 5 S. 3 GasNEV jahresbezogen 

zu ermitteln. Dafür ist nach § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV jeweils ein Zugang des Anlagegutes 

zum 1. Januar des Anschaffungsjahres zugrunde zu legen. 

Die aktuelle Fesllegung kann auf der Internetseite der Bundesnetzagentur unter der Adresse: 
http://viWW.bundesnetzegentur.de unter den MenOpunkten: .Beschlusskammern• ~ .Beschlusskammer 9" 
~ "Festlegung nach § 29 EnWG" 7 "Beschluss hinsichtlich der FesUegung von Preisindizes zur Gewähr­
leistung einer sachgerechlen Ermittlung von Tagesneuwerten nach § 6 Abs. 3 GasNEV" abgerufen wer­
den. 
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Grundstücke dürfen nicht abgeschrieben werden. Aus § 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV folgt, dass 

Grundstücke im Rahmen der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung zu historischen An­

schaffungskosten anzusetzen sind. Planmäßige Abschreibungen sjnd nach § 253 Abs. 3 S. 1 

HGB nur für solche Vermögensgegenstämle zulässig, deren Nutzung zeitlich begrenzt ist, 

wobei sich die zeitliche Begrenzung der Nutzung aus der Eigenart des Vermögensgegens­

tandes ergeben muss, was bei Grundstücken gerade nicht der Fall ist. ln der Konsequenz 

sieht auch Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV für Grundstücke keine begrenzte Nutzungs­

dauer vor. Soweit daher in abschreibungsfähigen Positionen, wie z. B. Bauten, Grundstücks­

anteile enthalten sind, müssen diese Positionen um die Grundstücksanteile gekürzt werden. 

2.4.1. Kalkulatorische Jahresabschreibung für Altanlagen 


Die kalkulatorischen Abschreibungen der Altanlagen sind unter Berücksichtung der Eigenka­


pitalquote nach der linearen Abschreibungsmethode zu ermitteln (§ 6 Abs. 2 S. 1 GasNEV). 


Der eigenfinanzierte Abschreibungsanteil der Altanlagen ist der zu Grunde zu legende Rest­


wert zu Tagesneuwerten multipliziert mit der Eigenkapitalquote und geteilt durch die an­


wendbare Restnutzungsdauer; der fremdfinanzierte Abschreibungsanteil der Altanlagen er­


gibt sich aus den relevanten Restwerten z.u historischen Anschaffungs- und Herstellungskos­


ten multipliziert mit der Fremdkapitalquote und geteilt durch die anwendbare Restnutzungs­


dauer (§ 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 1 i.V.m. § 6 Abs. 3 S. 1 und 2 GasNEV; § 6 Abs. 2 S. 2 Nr. 2 Gas­


NEV). 


Die rechnerische Ermittlung der JahresabschreibUngen ist für die Kalkulation nach GasNEV 

durch§ 6 Abs. 2, 5 i.V.m. § 32 Abs. 3 und § 6 Abs. 6 S. 5 GasNEV geregelt. Der kalkulatori ­

sche Abschreibungsbetrag einer Altanlage ist nach folgender Formel zu ermitteln: 

I Restwertruw· RestwertAKilnu
Kalk.Jahresabsdlreibung, = ' ' x EK.Quote + x FKQuote 

Restnutzungsdauer, Restnutzungsdauer. 

Hierbei ist die Restnutzungsdauer des Anlagegutes i (Restnutzungsdauer;) gleich der Diffe­

renz aus der Nutzungsdauer nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV und der Anzahl der 

vergangeneo Jahre seit Errichtung des Anl.agegutes. ln der Formel beschreiben der Restwert 

TNW,i den kalkulatorischen Restwert der Anlage i zu Tagesneuwerten und der Restwert 

AK/HK,i den kalkulatorischen Restwert der Anlage i zu Anschaffungs- und Her­

stellungskosten. 

2.4.2. Kalkulatorische Jahresabschreibung für Neuanlagen 

Die kalkulatorischen Abschreibungen der Neuanlagen sind ausgehend von den jeweiligen 

historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten nach der linearen Abschreibungsmetho-
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de zu ermitteln. Die kalkulatorische Jahresabschreibung ergibt sich demnach aus dem Quo­

tienten der historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und der nach Anlage 1 zu § 6 

Abs. 5 S. 1 GasNEV gewählten Nutzungsdauer. Eine Bewertung auf Basis der Tagesneu­

werte entfällt für Neuanlagen gemäß § 6 Abs. 4 GasNEV. 

Die rechnerische Ermittlung der Jahresabschreibungen ist für die Kalkulation nach GasNEV 

durch § 6 Abs. 4, 5 und 6 S. 5 GasNEV geregelt. Der kalkulatorische Abschreibungsbetrag 

einer Neuanlage ist demnach entsprechend folgender Formel zu ermitteln: 

AK/HK;
Kalk. Jahresabschreibtmg; = -..,.-,-__.!. 

ND, 

2.5. Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

Die kalkulatorischen Restwerte zum 31 .12.2010 ermitteln sich auf Basis der historischen 

Anschaffungs- und Herstellungskosten unter Abzug der vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 

2010 entstandenen kalkulatorischen Abschreibungen. 

Grundlage für die Ermittlung der kalkulatorischen Abschreibungen ist§ 6 i.V.m. § 32 Abs. 3 

GasNEV. Grundsätzlich gilt, dass jährlich auf Grundlage der jeweiligen betriebsgewöhnlichen 

Nutzungsdauern nach Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV linear abzuschreiben ist und die 

jeweils für eine Anlage in Anwendung gebrachte betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer für die 

Restdauer ihrer kalkulatorischen Abschreibung unverändert zu lassen ist (§ 6 Abs. 2 und 5 

GasNEV). 

Es werden die vom Netzbelreiber angegebenen Nutzungsdauern zu Grunde gelegt, sofern 

sich diese innerhalb der Spanne der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV befinden. Liegt die 

gewählte Nutzungsdauer unterhalb des unteren Wertes der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 

GasNEV, wird der untere Wert der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV zu Grunde gelegt. 

Liegt die gewählte Nutzungsdauer oberhalb des oberen Wertes der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 

S. 1 GasNEV, wird der obere Wert der Anlage 1 zu § 6 Abs. 5 S. 1 GasNEV zu Grunde ge­

legt. 

2.6. 	 Berücksichtigungsfähige kalkulatorische Restwerte und kalkulatorische Ab ­
schreibungen des Sachanlagevermögens 

Die kalkulatorischen Abschreibungen des Sachanlagevermögens zu Anschaffungs- und Her­

stellungskosten (für Neuanlagen) wurden nach den vorstehend dargestellten Grundsätzen 

ermittelt und ergeben sich - gegliedert nach Anlagengruppen - aus Anlage 6-VP bzw. An­

lage 2.1-VP (Zellen 012 - 052) und bezogen auf die kalkulatorischen Restwerte Sachanla­

gevermögens zu Tagesneuwerten (für Altanlagen) - jeweils gesondert für den Anteil der auf 
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die FK- und EK-Quote entfällt und ebenfalls gegliedert nach Anlagengruppen - aus Anlage 

6-VP bzw. Anlage 2.1-VP (Zellen 812- C 52). Die Summe der kalkulatorischen Abschrei­

bungen des Sachanlagevermögens ergibt sich aus Anlage 6-VP bzw. Anlage 2.1-VP (Zelle 

E 52). 

Die Anfangs- und Endbestände der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

zu Anschaffungs- und Herstellungskosten (f.Or Neuanlagen) wurden nach den vorstehend 

dargestellten Grundsätzen ermittelt und er-geben sich - gegliedert nach Anlagengruppen ­

aus Anlage 6-VP bzw. Anlage 2.2-VP (Zellen 012-052 und G12- G 52) und bezogen auf 

die kalkulatorischen Restwerte Sachanlagevermögens zu Tagesneuwerten (für Altanlagen) ­

gegliedert nach Anlagengruppen-ausAnlage 6-VP bzw. Anlage 2.2-VP (Zellen 812- C52 

und E12- F52). 

Die den Berechnungen zu Grunde liegenden Werte (originäre Anschaffungs- und Herstel­

lungskosten nach Jahresscheiben und Nutzungsdauem) und die durchgeführteh Berechnun­

gen zur Ermittlung der berOcksichtigungsfähigen kalkulatorischen Restwerte und kalkulatori­

sche Abschreibungen des Sachanlagevermögens ergeben sich aus Anlage 6-VP. Die Be­

rechnungsmethodik wird in Anlage II nochmals umfassend erläutert. 

3. Kalkulatorische Eigenkapitalverzinsung 

Die Verzinsung des vom Netzbatreiber eingesetzten Eigenkapitals erfolgt gern. § 7 Abs. 1 

GasNEV im Wege einer kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung auf Grundlage des be­

triebsnotwendigen Eigenkapitals. Das betriebsnotwendige Eigenkapital ergibt sich gem. § 7 

Abs. 1 GasNEV unter Berücksichtigung der Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 GasNEV aus 

der Summe der 

1. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Al­

tanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und multip­

liziert mit der Fremdkapitalquote nach § 6 Abs. 2 GasNEV 

2. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Al­

tanlagen bewertet zu Tagesneuwerten und multipliziert mit der Eigenkapitalquote 

nach § 6 Abs. 2 GasNEV 

3. 	 kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen 

Neuanlagen bewertet zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten und 

4. 	 Bilanzwerte der betriebsnotwendigen Finanzanlagen und Bilanzwerte des betriebs­

notwendigen Umlaufvermögens unter Abzug des Steueranteils der Sonderposten mit 

Rücklagenanteil 
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und unter Abzug des Abzugskapitals und des verzinslichen Fremdkapitals. 

Zur Berechnung der Eigenkapitalverzinsung hat somit eine Ermittlung der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 GasNEV zu erfolgen. Bei Altanlagen sind 

die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 und 

2 GasNEV sowohl auf Tagesneuwertbasis, als auch auf Basis der Anschaffungs- und Her­

stellungskosten zu bestimmen. Für Neuanlagen erfolgt die Restwertbestimmung gemäß § 7 

Abs.1 S. 2 Nr. 3 GasNEV ausschließlich auf Basis der Anschaffungs- und Herstellungskos­

ten. GrundstOcke sind hierbei gemäß § 7 Abs.1 S. 3 GasNEV immer zu historischen An­

schaffungs- und Herstellungskosten anzusetzen. 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist sowohl bei den kalkulatorischen Restwerten des Sach­

anlagevermögens als auch bei den Bilanzwerten des betriebsnotwendigen Finanzanlage­

und Umlaufvermögens jeweils der Mittelwert aus Jahresanfangs- und Jahresendbestand 

anzusetzen. Der Jahresanfangsbestand der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlage­

vermögens bei Altanlagen wird hierbei durch Addition der Restwerte des Sachanlagevermö­

gens zum Jahresende 2010 und der Jahresabschreibung 2010 errechnet. 

Bei Neuanlagen die im Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 ARegV alctiviert wurden, erfolgt keine Be­

rechnung des Jahresanfangsbestands der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagever­

mögens, da dieser grundsätzlich Null beträgt. Gemäß § 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV ist bei der 

Mittelwertbildung der jeweilige Jahresanfangsbestand und der Jahresendbestand zugrunde 

zulegen. Nach dem Grundsatz der Bilanzidentität gemäß § 252 Abs. 1 Nr. 1 HGB müssen 

die Wertansätze der Eröffnungsbilanz des Geschäftsjahres im Basisjahr i.S.d. § 6 Abs. 1 

ARegV mit denen der Schlussbilanz des vorhergehenden Geschäftsjahres übereinstimmen. 

Da in der Schlussbilanz des vorhergehenden Geschäftsjahres die erst im Basisjahr i.S.d. § 6 

Abs. 1 ARegV aktivierten Neuanlagen denklogisch noch nicht vorhanden sein können, be­

trägt der anzusetzende Jahresanfangsbestand fOr im Basisjahr aktivierte Neuanlagen Null. 

Gegen diese Bewertung spricht auch nicht die Regelung des § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV, da 

ansonsten für die im Basisjahr angeschafften Werte des Sachanlagevermögens, anders als 

fOr alle anderen Bilanzposit ionen, die Mittelwertbildung aufgehoben wäre. Ersichtlich wollte 

der Verordnungsgeber durch § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV lediglich eine Klarstellung des § 6 Abs. 

5 S. 3 GasNEV erreichen und damit deutlich machen, dass die kalkulatorischen Abschrei­

bungen jahresgenau zu erfolgen haben. Auch systematisch steht § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV in 

einem eindeutigen Zusammenhang zu § 6 Abs. 5 S. 4 GasNEV. Demgegenüber besteht 

jedoch kein systematischer Bezug zu der in § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV geregelten Mittelwert­

bildung. Dies wäre nur dann der Fall, wenn der Verordnungsgeber, abweichend von§ 7 Abs. 

1 S. 4 GasNEV, den Abschreibungsbeginn auf den 31.12. eines Kalenderjahres fingiert hät­

te. 
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Nach Sinn und Zweck des § 6 Abs. 4 S. 3 GasNEV gilt das Vorstehende auch für Netz­

betreiberdie ein abweichendes Geschäftsjahr aufweisen, mit der Maßgabe, dass ein Zugang 

zum ersten Tag des Geschäftsjahres zu unterstellen ist (z.B. 01 .10. des Kalenderjahres). 

Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige Eigen­

kapital auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 GasNEV). Die Berechnung der 

Eigenkapitalverzinsung hat entsprechend der Systematik der GasNEV in fünf Schritten zu 

erfolgen: 

(1.) ErmitUung der kalkulatorischen Eigenkapitalquote (§ 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV), 

(2.) Ermittlung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals (§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV), 

(3.) Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote Obersteigenden Eigenkapi­

talanteils (§ 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV), 

(4.} Ermittlung des auf die Neu- und Altanlagen entfallenden Anteilsam Eigenkapi­

tal (§ 7 Abs. 3 GasNEV) und 

(5.) Ermittlung der Zinsen die auf die beiden Eigenkapitalanteile entfallen 

(§ 7 Abs. 6 und Abs. 1 S. 3 GasNEV). 

Bei der Ermittlung der Eigenkapitalverzinsung wurden die in Anlage 3-VP aufgeführten Ver­

mögenswerte und Kapitalpositionen zu Grunde gelegt. Eine Übersicht über die Berechnung 

der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung findet sich in Anlage 4-VP. 

3.1. Kalkulatorischen Eigenkapitalquote gemäß§ 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV 

3.1.1 . Grundsätze 

Gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV ergibt sich die kalkulatorische Eigenkapitalquote rechne­

risch als Quotient aus dem betriebsnotwendigen Eigenkapital (BNEK I) und den kalkulato­

risch ermittelten Restwerten des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen Anschaf­

fungs- und Herstellungskosten (BEV 1). Dabei wird auch das betriebsnotwendige Eigenkapi­

tal auf der Grundlage des betriebsnotwendigen Vermögens zu historischen Anschaffungs­

und Herstellungskosten errechnet. 
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Die kalkulatorische Eigenkapitalquote nach § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV berechnet sich dem­

nach aus den folgenden Positionen: 

~---------------------------------------------------~ 
Kalk. Restwerte des betriebsnotwendigen Sachanlagevermögens 
zu historischen AKIHK 

+ Betriebsnotwendige Finanzanlagen 

+ Betriebsnotwendiges Umlaufvermögen 

+ Grundstücke zu historischen AKIHK 

= Betriebsnotwendiges Vermögen I IBNV II 

Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 

Abzugskapital 

Verzinsliches Fremdkapital 

= Betriebsnotwendiges Eigenkapital I (BNEK I) 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 4 GasNEV ist für jede einzelne Position, die in die Berechnung des 

betriebsnotwendigen Eigenkapitals einfließt, der Mittelwert aus dem Jahresanfangs- und 

Jahresendbestand zu Grunde zu legen. Die kalkulatorische Eigenkapitalquote ist dann der 

Quotient aus dem so definierten BNEK I und dem BNV I. 

3.1 .2. 	 Kalkulatorische Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen An­
schaffungs- und Herstellungskosten 

Bei der Ermittlung der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu histori­

schen Anschaffungs- und Herstellungskosten sind die Anlagegüter des Sachanlagevermö­

gens mit denjenigen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der Bestimmung der kalkulatori­

schen Abschreibungen anerkannt wurden. Darüber hinaus finden bei der Berechnung der 

Eigenkapitalquote ggf. weitere Anlagegüter des Sachanlagevermögens, soweit deren Be­

triebsnotwendigkeit nachgewiesen wurde, Berücksichtigung, z. B. immaterielle Vermögens­

gegenstände des Anlagevermögens sowie Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau. 

Die berücksichtigungsfähigen Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlage­

vermögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten tor Altantagen und die 

Mittelwerte der kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen An­

schaffungs- und Herstellungskosten für Neuanlagen ergeben sich aus Anlage 3-VP (Zellen 

H18 und H30). 

3.1.3. Finanzanlagen, Umlaufvermögen 

Voraussetzung für die Anerkennung von Finanzanlagen und Umlaufvermögen ist gern. § 7 

Abs. 1 S. 2 Nr. 4 GasNEV, dass diese betriebsnotwendlg, d. h. fOr die Durchführung des 
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Netzbetriebes erforderlich, sind. Außerdem sind nach§ 4 Abs. 1 GasNEV i.V.m. § 21 Abs. 2 

S. 1 EnWG bilanzielle und kalkulatorische Kosten des Netzbetriebs nur insoweit anzusetzen, 

als sie den Kosten eines effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbatreibers entspre­

chen. Der Netzbatreiber muss sich daher bei seiner unternahmarischen Entscheidung, wel­

ches Finanzanlage- und Umlaufvermögen er als effizient für seinen Betrieb ansieht, an ei­

nem effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbelreiber orientieren. Des Weiteren sind 

gern. § 21 Abs. 2 S. 2 EnWG nur solche Kostenbestandteile betriebsnotwendig, die sich ih­

rem Umfang nach im Wettbewerb eingestellt hätten. 

3.1.4. Finanzanlagen, Umlaufvermögen 

Voraussetzung für die Anerkennung von Finanzanlagen und Umlaufvermögen ist gern. § 7 

Abs. 1 S. 2 Nr. 4 GasNEV, dass diese betriebsnotwendig, d. h. für die Durchführung des 

Netzbetriebes erforderlich, sind. Dass heißt, bei der i. S. d. §§ 4 ff. GasNEV zu erstellenden 

kalkulatorischen Rechnung ist das Kriterium der Betriebsnotwendigkeit maßgeblich. Die Be­

triebsnotwendigkeit des Umlaufvermögens kann nicht mit dessen bilanzieller Berücksichti­

gung i. R. d. nach§ 10 EnWG aufzustellenden Jahresabschlusses begründet werden. KOr­

zungen bei Finanzanlagen und beim Umlaufvermögen haben keine Kürzung des abschlie­

ßend in § 7 Abs. 2 GasNEV definierten Abzugskapitals zur Folge. Allerdings kann ein höhe­

res Abzugskapitals ein höheres Umlaufvermögen rechtfertigen. Dies ist vom Netzbelreiber 

darzulegen (vgl. BGH, Beschluss v. 07.04.2009, Az. EnVR 6/08, juris: Rd.-Nr. 44, 32f.). 

Bilanzrechtliche Ausgleichsbuchungen wie beispielsweise der Kapitalverrechnungsposten 

sind fOr die vorliegende Betrachtung ebenfalls nicht maßgebend (vgl. BGH, Beschluss v. 

07.04.2009, Az. EnVR 6/08, juris: Rd.-Nr. 45). 

Darüber hinaus ist das Heranziehen von Bilanzwerten im Bereich des Umlaufvermögens 

schon aus dem Grund nicht sachgerecht, da es sich bei den Bilanzwerten um Bestandsgrö­

ßen zum jeweiligen Bilanzstichtag handelt. Die Bilanzwerte stellen eine zeitpunktbezogene 

Momentaufnahme zum jeweiligen Bilanz.stichtag dar. Die unveränderte Berücksichtigung 

dieser Stichtagswerte führt im Rahmen der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung zu kal­

kulatorischen Kosten - in Form der Eigenkapitalverzinsung -. die bezogen auf ein vollständi­

ges Jahr ermittelt werden. FOr den Geschäftsbetrieb des Netzbelreibers ist jedoch in der Re­

gel davon auszugehen, dass der Bestand des Umlaufvermögens Schwankungen ausgesetzt 

ist und dass sich der Bestand zum Bilanzstichtag - in der Regel zum 31 .12. des Kalender­

jahres- auf einem hohen Niveau befindet. 

DarOber hinaus sind nach§ 4 Abs. 1 GasNEV i. V. m. § 21 Abs. 2 S. 1 EnWG bilanzielle und 

kalkulatorische Kosten des Netzbetriebs nur insoweit anzusetzen, als sie den Kosten eines 

effizienten und strukturell vergleichbaren Netzbelreibers entsprechen. Der Netzbelreiber 
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muss sich daher bei seiner Unternehmerischen Entscheidung, welches Finanzanlage- und 

Umlaufvermögen er als effizient für seinen Betrieb ansieht, an einem effizienten und struktu­

rell vergleichbaren Netzbelreiber orientieren, Des Weiteren sind gern. § 21 Abs. 2 S. 2 

EnWG nur solche Kostenbestandteile betriebsnotwendig, die sich ihrem Umfang nach im 

Wettbewerb eingestellt hätten. 

Investitionen im Wesentlichen aus dem Eigenkapital zu finanzieren, entspricht nicht dem 

wirtschaftlichen Verhalten eines im Wettbewerb stehenden Unternehmens. Damit würde, wie 

der Bundesgerichtshof in seiner Entscheidung vom 03.03.20og ausführt, .das mit der Eigen­

kapitalquote nach § 6 Abs. 2 Satz 4 GasNEV festgelegte Ziel verfehlt, das eingesetzte Ei­

genkapital auf höchstens 40 % zu begrenzen, weil sich eine höhere Eigenkapitalquote unter 

Wettbewerbsbedingungen nicht einstellen würde. Die vom Netzbelreiber beabsichtigte Fi­

nanzierung seiner Investitionen würde vielmehr dazu führen, dass die Eigenkapitalquote 

noch weiter anstiege, mithin also ein Ergebnis entstünde, das sich noch weiter von dem Leit­

bild des § 21 Abs. 2 EnWG entfernen würde. Hinzu kommt, dass langfristige und erhebliche 

Investitionen bei einem im Wettbewerb stehenden Unternehmen nicht aus dem Umlaufver­

mögen finanziert werden. Eigenkapital im Blick auf zukünftige Investitionen bildet[... ) ein im 

Wettbewerb stehendes Unternehmen über das Anlagevermögen• (vgl. BGH, Beschluss v. 

03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 26f.). 

Sollte die Zahlungsfähigkeit des Netzbelreibers durch den Finanzmittelzufluss aus verdien­

ten Abschreibungen nicht hinreichend gewährleistet sein, kann dieser sich auch kostengüns­

tig Kreditlinien einräumen lassen, mit denen kurzfristigen Zahlungsverpflichtungen begegnet 

werden kann. Einer kostenintensiven und damit ineffizienten ,.Hortung• kurz- und mittelfristig 

liquidierbarer, geldnaher Vermögensgegenstände bedarf es hierfür nicht. Schließlich ist auch 

ein langfristiges und damit kostenintensives Ansparen geldnaher Vermögensgegenstände für 

Re-Investitionen unter Effizienzgesichtspunkten nicht akzeptabel. 

Das Vorhalten der verdienten Abschreibungen im Umlaufvermögen wurde dazu führen, dass 

der ursprüngliche Investitionsbetrag 50 Jahre und länger in voller Höhe zu verzinsen wäre, 

während die tatsächliche effiziente Kapitalbindung nur rund halb so hoch ist. Die bei einem 

solchen Vorgehen resultierenden Mehrkosten sind gemäß § 4 Abs. 1 GasNEV nicht zu be­

rücksichtigen; diese Mehrfachinanspruchnahme der Netznutzer widerspräche den Grundsät­

zen einer effizienten Betriebsführung. Gemäß diesem Grundsatz erstattet der Netznutzer 

dem Netzbelreiber den Werteverzehr des Sachanlagevermögens (Abschreibungen) zuzüg­

lich einer angemessenen Verzinsung des eingesetzten Kapitals. Stellt der Netzbelreiber die­

se Mittelzuflüsse dagegen anteilig oder sogar vollständig in die Verzinsungsbasis ein, so 

kommt es zu einer Doppelverzinsung und somit zu einer Mehrbelastung des Netznutzers. 
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Aus dem Umstand, dass Ersatzinvestitionen für die verdienten Abschreibungen in Einzelfäl­

len nicht immer fristenkongruent verfügbar sind, kann nicht abgeleitet werden, dass der 

Netzbelreiber die KapitalrückflOsse im Umlaufvermögen vorhalten muss. in solchen Fällen 

sind die KapitalrOckflüsse - weil sie nicht mehr betriebsnotwendig sind - an die Eigen- bzw. 

Fremdkapitalgeber zurückzuführen, damit d iese die Mittel für rentableres Drittgeschäft als die 

Anlage im nahezu ertraglosen Umlaufvermögen verwenden können. 

3.1.4.1. Finanzanlagen 

Finanzanlagen sind im Rahmen der Berechnung der kalkulatorischen Eigenkapitalverzinsung 

nicht mit dem in der Bilanz ausgewiesenen Wert in Ansatz zu bringen. Finanzanlagen sind 

vielmehr nur berOcksichtigungsfähig, wenn diese für den Betrieb des Netzes notwendig sind, 

§ 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 GasNEV. Der Netzbelreiber hat nachvollziehbar darzulegen, weshalb 

die von Ihm in Ansatz gebrachten Finanzanlagen tor den Betrieb des Netzes notwendig sind 

(vgl. BGH, Beschluss v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 8 ff.). 

Betriebsnotwendiges Vermögen eines Netzbatreibers ist zunächst das Sachanlagevermö­

gen, da der Netzbatreiber ohne dieses seinen Geschäftsbetrieb nicht ausüben kann. Das 

Vermögen eines Netzbetreibars ist somit grundsätzlich in Form des Sachanlagevermögens 

anzulegen, auf welches die GasNEV eine adäquate Verzinsung vorsieht. 

Sofern aus einer Finanzanlage keine Zinseinnahmen entstehen, kann dieser nicht als Fi­

nanzanlage einer Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 Alt. 1 GasNEV unterwor­

fen werden (vgl. hierzu auch BGH, Beschluss v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 

28) . Werden durch den Netzbatreiber keine Zinsentor die ausgewiesenen Forderungen gel­

tend gemacht, zeigt das vielmehr, dass d iese für den Betrieb des Netzes nicht notwendig 

sind. 

Der Netzbelreiber hat weder im Bericht nach § 28 GasNEV, noch im Rahmen der Anhörung, 

überzeugenden Gründe genannt, die eine Berücksichtigung von Finanzanlagen rechtfertigen 

könnten. Der Netzbelreiber macht hierzu keine Ausführungen. 

3.1.4.2. Umlaufvermögen 

Das Umlaufvermögen umfasst umlaufende bzw. umzusetzende Vermögensgegenstände. 

Der Bestand dieser Vermögensgegenstände ändert sich durch Zu- und Abgänge häufig. Im 

Gegensatz zum Anlagevermögen, welches dauerhaft dem Geschäftsbetrieb dient, befindet 

sich das Umlaufvermögen nur kurze Zeit im Unternehmen. 

Der Netzbatreiber konnte nicht nachweisen, dass das geltend gemachte Umlaufvermögen 

berOcksichtigungsfähig ist. Hierfür hätte er nachweisen müssen, dass das geltend gemachte 
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Umlaufvermögen der Maßgabe des § 4 Abs. 1 GasNEV i. V. m. § 21 Abs. 2 EnWG ent~ 

spricht (vgl. BGH, Beschluss v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd -Nr. 20). 

Bei im Wettbewerb stehenden Unternehmen kann davon ausgegangen werden, dass diese 

in der Regel möglichst effizient wirtschaften und dass die liquiden Mittel bzw. Forderungsbe­

stände somit effizient eingesetzt und betriebsnotwendig sind. Bei den Betreibern von Gas­

versorgungsnetzen handelt es sich jedoch nicht um im Wettbewerb stehende Unternehmen, 

so dass ein Beweis des ersten Anscheins nicht gegeben sein kann. 

Ein pauschal erhöhter Liquiditätsaufbau ist ineffizient. Grundsätzlich verursacht vorgehalte­

nes Umlaufvermögen Kapitalkosten ebenso, wie jedes andere Betriebsmittel auch. Eine effi­

ziente Vorhaltung ist insbesondere deshalb geboten, weil Umlaufvermögen in Gestalt von 

Vorräten und Kundenforderungen keine unmittelbaren Erträge erwirtschaftet und auch kurz­

und längerfristige Bankguthaben ebenfalls nur äußerst geringe Erträge erbringen, die wegen 

der hiermit verbundenen Kapitalkosten zu einer Wertvernichtung zu Lasten der Netznutzer 

führen. 

Auch die Investitionstätigkeit bzw. das Investitionsverhalten des Unternehmens ändert nichts 

an der Einstufung eines beträchtlichen Teils des Umlaufvermögens als nicht betriebsnot­

wendig. 

Der Wechsel von lnvestitionszyklen, d. h. von Zeitabschnitten mit erhöhten Investitionen, die 

von Zeitabschnitten mit niedrigen Investitionen abgelöst werden, gebietet keinen erhöhten 

Bestand an Umlaufvermögen. Selbst wenn die meisten AnlagegOter lange Abschreibungs­

zeiträume aufweisen, sind diese in der Regel zeitversetzt, so dass aus den verdienten Ab­

schreibungen Mittel für neue Investitionen zur Verfügung stehen. Werden für einen längeren 

Zeitraum keine Investitionen getätigt, ist es aus betriebswirtschaftlicher Sicht nicht effizient, 

liquide Mittel zu horten. Das Umlaufvermögen hat keine Sparbuchfunktion. Zum Umlaufver­

mögen gehören Vermögensgegenstände, deren Bestand sich durch Zu- und Abgänge häufig 

ändert. Es ist daher gerade kein dauernd dem Betrieb dienender Vermögensgegenstand, 

sondern ein Wirtschaftsgut, das dem sofortigen Verbrauch dient (vgl. die ständige Recht­

sprechung des BFH: Urteil v. 31.05.2001, Az.: IV R 73/00, juris: Rd.-Nr. 10; Urteil v. 

28.05.1998, Az. XR 80/94, juris: Rd.-Nr. 30). 

Die Investitionsfähigkeit des Unternehmens wird u. a. durch den Finanzmittelzufluss aus ver­

dienten Abschreibungen gewährleistet. Sollte die Zahlungsfähigkeit des Unternehmens 

durch den Finanzmittelzufluss aus verdienten Abschreibungen hingegen nicht gewährleistet 

sein, kann sich das Unternehmen auch Kreditlinien einräumen lassen, mit denen kosten­

günstig kurzfristigen Zahlungsverpflichtung:en begegnet werden kann. Einer kostenintensiven 

Geldmittelvorhaltung bedarf es hierfür nicht. Schließlich ist auch eine langfristige und damit 

kostenintensive Kapitalansammlung fOr Re-Investitionen unter Effizienzgesichtspunkten nicht 
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akzeptabel. Investitionen sind erst dann zu finanzieren, wenn sie betriebswirtschaftlich erfor­

derlich sind. 

Sofern aus dem Umlaufvermögen keine Zinseinnahmen entstehen, können diese nicht einer 

Eigenkapitalverzinsung nach § 7 Abs. 1 S. 2 Nr. 4 Alt. 1 GasNEV unterworfen werden (vgl. 

hierzu BGH, Beschluss v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 28). Werden durch den 

Netzbelreiber keine Zinsen für das ausgewiesene Umlaufvermögen geltend gemacht, zeigt 

das vielmehr, dass dieses für den Betrieb des Netzes nicht notwendig ist. 

Die Beschlusskammer geht im Grundsatz davon aus, dass ein effizienter Netzbelreiber re­

gelmäßig Umlaufvermögen in Höhe von jedenfalls 1/12 eines Jahresumsatzes vorhält; vor 

diesem Hintergrund ist ein dementsprechender Ansatz des Netz.betreibers grundsätzlich be­

rücksichtigungsfähig, sofern entsprechende Nachweise vorliegen. Bei der Bewertung der 

Jahresumsätze des Netzbetriebs stellt die Beschlusskammer insoweit auf die berücksichti­

gungsfähigen kalkulatorischen Netzkosten ab. Dabei ist berücksichtigt, dass der Netzbetrieb 

in der Regel monatliche Zahlungsströme erhält. Macht der Netzbelreiber hingegen Umlauf­

vermögen von mehr als 1/12 eines netzkostenbezogenen Jahresumsatzes geltend, hat der 

Netzbelreiber nachzuweisen, dass der ge'Samte Bestand an Umlaufvermögen betriebsnot­

wendig ist und der Maßgabe des § 4 Abs. 1 GasNEV i. V. m. § 21 Abs. 2 EnWG entspricht 

(vgl. BGH, Beschluss v. 03.03.2009, Az. EnVR 79/07, juris: Rd.-Nr. 29 ff.). Dabei ist insbe­

sondere zu berücksichtigen, dass es sich beim Netzbetrieb regelmäßig um eine sehr kapital­

intensive Wirtschaft handelt, die einer intensiveren Vorhaltung von liquiden Mittel nicht bedarf 

(S. 0.). 

Der Netzbelreiber macht keine ausreichenden Ausführungen, die die Betriebsnotwendigkeit 

des Umlaufvermögens belegen. Das Umlaufvermögen wurde deshalb gekürzt. Für das Jahr 

2010 waren Forderungen gegen verbundene Unternehmen- Cash-Pooling 

Sonstige Vermögensgegenstände und Kassenbestand 

zu berücksichtigen. Für das Jahr 2009 wurden folgende Positionen nicht berücksichtigt: For­

derungen gegen verbundene Unternehmen - Sonstige Vermö­

gensgegenstände und Kassenbestand 

Eine zusätzliche Anerkennung von Umlaufvermögen beim Verpächter war nicht anzuerken­

nen, da der entsprechende Ansatz beim Netzbatreiber erfolgt ist. Andernfalls hätte beim 

Netzbelreiber der Ansatz der Pachtzahlungen beim Ermitteln des betriebsnotwendigen Um­

laufsvermögens nicht angesetzt werden dOrfen. 
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3.1.5. 	 Betriebsnotwendiges Vermögens gemäß§ 6 GasNEV (BNVI) und betriebsnot­
wendiges Eigenkapital gemäß§ 6 GasNEV (BNEK I) 

Unter Berücksichtigung der zuvor aufgeführten berücksichtigungsfähigen kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskos­

ten, der berücksichtigungsfähigen Finanzanlagen und des berücksichtigungsfähigen Umlauf­

vermögens ergibt sich das betriebsnotwendige Vermögen nach § 6 GasNEV (BNV I) aus 

Anlage 3-VP (Zelle H53) bzw. Anlage 4-VP (Zelle C12). 

AbzOgfleh des Steueranteils der Sonderposten mit Rücklageanteil, des Abzugskapitals und 

des verzinslichen Fremdkapitals ergibt sich das betriebsnotwendige Eigenkapital nach 

§ 6 GasNEV (BNEK I) aus Anlage 3-VP (Zelle HS5) bzw. Anlage 4-VP (Zelle C13). 

Die hieraus resultierende Eigenkapitalquote gemäß § 6 Abs. 2 S. 3 GasNEV ergibt sich aus 

Anlage 4-VP (Zelle C14). 

3.2. 	 Betriebsnotwendiges Vermögen gemäß § 7 GasNEV (BNV II) und betriebsnot­
wendiges Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (BNEK II) 

Verzinsungsbasis der Eigenkapitalzinsen ist das betriebsnotwendige Eigenkapital, wie es in 

§ 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV vorgegeben ist. Im Überblick: 

Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen 

zu Tagesneuwerten • Eigenkapitalquote (max. 40 %) 

+ 	 Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen 

zu historischen AKIHK • Fremdkapitalquote (min. 60 %) 

+ 	 Kalk. Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Neuanlagen 

zu historischen AKIHK 

+ 	 Grundstücke zu historischen AKIHK 

+ 	 betriebsnotwendige Finanzanlagen 

+ 	 betriebsnotwendiges Umlaufvermögen 

= 	 Betriebsnotwendiges Vermögen II (BNV lll 


Steueranteil der Sonderposten mit Rücklageanteil 


Abzugskapital 

Verzinsliches Fremdkapital 

= 	 Betriebsnotwendiges Eigenkapital II !BNEK lll 

Zur Ermittlung des betriebsnotwendigen Vermögens nach § 7 GasNEV (BNV II) sind somit 

die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Alt- und 

Neuanlagen zu ermitteln. Hierbei sind die Anlagegüter des Sachanlagevermögens mit den­

jenigen kalkulatorischen Restwerten zu berücksichtigen, die bei der Bestimmung der kalkula­

torischen Abschreibungen gern. § 6 GasNEV anerkannt wurden. Darüber hinaus finden bei 
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der Berechnung des betriebsnotwendigen Vermögens ggf. weitere Anlagegüter des Sachan­

lagevermögens, soweit deren Betriebsnotwendigkeit nachgewiesen wurde, Berücksichti­

gung, z. B. immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermögens sowie Geleistete 

Anzahlungen und Anlagen im Bau. 

Grundstücke sind gem. § 7 Abs. 1 S. 3 GasNEV bei der Ermittlung der kalkulatorischen 

Restwerte des Sachanlagevermögens zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskos­

ten anzusetzen. 

Gemäß § 7 Abs. 1 S. 2 Nr.1. 2 i.V.m. § 6 Abs. 2 S. 4 GasNEV wird auch im Rahmen der Be­

rechnung des betriebsnotwendigen Eigenkapitals die Eigenkapitalquote der Altanlagen auf 

höchstens 40% begrenzt. ln der Konsequenz dürfen die kalkulatorischen Restwerte des 

Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu Tagesneuwerten maximal mit 

einem Anteil von 40 % in die Bestimmung, der Basis der Eigenkapitalzinsen einfließen. Da 

die Fremdkapitalquote die Differenz zwischen 100% und der Eigenkapitalquote ist (§ 6 

Abs. 2 S. 5 GasNEV), müssen die kalkulatorischen Restwerte des Sachanlagevermögens 

der betriebsnotwendigen Altanlagen zu historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten 

entsprechend mit mindestens 60 % gewichtet werden. 

Übersteigt die ermittelte Eigenkapitalquote, die sich aus Anlage 4-VP (Zelle C14) ergibt, 

einen Anteil von 40% so ist diese gemäß § 6 Abs. 2 S. 4 GasNEV auf 40 % zu begrenzen. 

Unter Zugrundetagung dieser Eigenkapitalquote ergibt sich das betriebsnotwendige Vermö­

gen gemäß § 7 GasNEV (BNV lf) aus Anlage 4-VP (Zelle C20). Das betriebsnotwendige 

Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (BNEK lf) ergibt sich aus Anlage 4-VP (Zelle C24). 

3.3. 	 Ermittlung des die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal 40 % überstei­
genden Eigenkapitalanteils 

Nach § 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV ist der die zugelassene Eigenkapitalquote von maximal 40 % 

übersteigende Anteil des Eigenkapitals nominal wie Fremdkapital zu verzinsen. Soweit das 

nach § 7 Abs. 1 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital (BNEK II) mehr als 

40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen Vermögens (BNV lf) be­

trägt, ist folglich das betriebsnotwendige Eigenkapital (BNEK II) in zwei Anteile zu zerlegen. 

Zu bestimmen ist zunächst der Anteil des Eigenkapitals, der die zugelassene Eigenkapital­

quote nicht übersehreilet (BNEK II s 40 %), sodann der Eigenkapitalanteil, der die zugelas­

sene Eigenkapitalquote übersteigt (BNEK !I> 40 %). 

Bei einer Eigenkapitalquote von mehr als 40 % ist der die zugelassene Eigenkapitalquote 

nicht übersteigende Eigenkapitalanteil (BNEK II s 40%) wie folgt zu ermitteln: 

BNEK II s 40% = BNV II • 0,4 
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Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Eigenkapitalanteil im Sinne von § 7 

Abs. 1 S. 3 GasNEV (BNEK II > 40%) errechnet sich dann nach folgender Formel: 

BNEK II > 40% = BNEK 11- BNEK II s 40% = BNEK /1- (BNV II* 0,4) 

Soweit das nach § 7 Abs. 1 S. 2 GasNEV berechnete betriebsnotwendige Eigenkapital 

(BNEK II) nicht mehr als 40 % des nach dieser Vorschrift ermittelten betriebsnotwendigen 

Vermögens (BNV l f) beträgt, hat demgegenüber keine Aufteilung des BNEK II zu erfolgen. 

Denn ein die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigender Anteil des Eigenkapitals ist in 

diesem Fall nicht gegeben. 

3.4. 	 Ermittlung des auf die Neu· und Altanlagen entfallenden Anteils am Eigenkapi· 
tal 

Zur Festlegung der Basis für die Eigenkapitalverzinsung ist das betriebsnotwendige Eigen­

kapital (BNEK II) auf Neu- und Altanlagen aufzuteilen (§ 7 Abs. 3 S. 1 GasNEV). Die Auftei­

lung erfolgt nach den Maßgaben, wie es in § 7 Abs. 3 S. 2 und 3 GasNEV vorgegeben ist. 

Der Anteil der kalkulatorischen Restwerte der Neuanlagen zu Anschaffungs- und Herstel­

lungskosten (Anteil SAVneu) ergibt sich aus dem Quotienten aus den kalkulatorischen Rest­

werten der Neuanlagen zu Anschaffungs- und Herstellungskosten und den kalkulatorischen 

Restwerten des gesamten Sachanlagevermögens und somit der Summe aus den kalkulato­

rischen Restwerten (RW) der Alt· und Neuanlagen (SAValt und SAVneu). 

Kalk. RW des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu AKJHK 

[ Kalk. RW des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 

Tagesneuwerten • Eigenkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 GasNEV (max. 40 %) 

+ 	 Kalk. RW des Sachanlagevermögens der betriebsnotwendigen Altanlagen zu 

historischen AKIHK • Fremdkapitalquote nach§ 6 Abs. 2 GasNEV (min. 60 %) 

+ Kalk. RW des Sachanlagevermögens der Neuanlagen zu historischen AKIHK ] 

= Anteil SAVneu 

Der Anteil der Altanlagen am Sachanlagevermögen (Anteil SAValt) ergibt sich aus der Diffe­

renz zwischen 1 00 % und dem Anteil des Sachanlagevermögens der Neuanlagen (Anteil 

SAVneu). 

Der Anteil der Altanlagen am Eigenkapital ergibt sich aus Anlage 4-VP (Zelle C26). 

Der Anteil der Neuanlagen am Eigenkapital ergibt sich aus Anlage 4-VP (Zelle C27). 
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3.5. Ermittlung der Zinsen für die beiden Eigenkapitalanteile 

Die Beschlusskammer 4 der Bundesnetzagentur hat mit Beschluss vom 31.10.2011, unter 

dem Aktenzeichen BK4-11/304, den Eigenkapitalzinssatz für den Anteil des Eigenkapitals, 

der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht übersteigt, fOr Neuanlagen auf 9,05 % und für 

Altanlagen auf 7,14% nach Gewerbesteuer und vor Körperschaftsteuer festgelegt. 

Die Verzinsung des Eigenkapitalanteils, der die zugelassene Eigenkapitalquote nicht Ober­

steigt, errechnet sich demnach wie folgt: 

BNEK II $40% • Anteil SA V neu • 9,05 % + BNEK II 5 40% * Anteil SAValt * 7, 14 % 

Verfügt der Netzbatreiber hingegen nicht über Sachanlagevermögen sind die Bilanzwerte mit 

dem für Neuanlagen geltenden Eigenkapitalzins zu verzinsen. 

Der die zugelassene Eigenkapitalquote übersteigende Anteil des Eigenkapitals wird nominal 

wie Fremdkapital verzinst (§ 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV). Nach § 5 Abs. 2 GasNEV sind Fremd­

kapitalzinsen in ihrer tatsächlichen Höhe einzustellen, höchstens jedoch in der Höhe kapi­

talmarktüblicher Zinsen für vergleichbare Kreditaufnahmen. Da für den nach § 7 Abs. 1 S. 5 

GasNEV zu verzinsenden Eigenkapitalanteil tatsächlich keine Fremdkapitalzinsen anfallen, 

ist vorliegend allein die Höhe kapitalmarktublicher Zinsen für vergleichbare Kreditaufnahmen 

maßgeblich (BGH, EnVR 81/07). Als kapitalmarktüblicher Zinssatz wird dabei der auf die 

letzten zehn abgeschlossenen Kalenderjahre bezogene Durchschnitt der Umlaufrendite fest­

verzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten angesehen (BR-Drs. 247/05, S. 27). An­

gesichts des geringen Unternehmerischen Risikos, dem Belreiber von Energieversorgungs­

netzen ausgesetzt sind, ist als Umlaufrendite die durchschnittliche Rendite aller im Umlauf 

befindlichen festverzinslichen Inhaberschuldverschreibungen (Anleihen) mit einer vereinbar­

ten Laufzeit von mehr als vier Jahren, sofern ihre mittlere Restlaufzeit mehr als drei Jahre 

beträgt, anzusehen. 
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Papiere mit diesen Laufzeiten wiesen von 2001 bis 2010 folgende Rendite auf: 

Jahr Umlaufrenditen In­
ländischer lnhaber­

schuldi 
Verschreibungen 

10-jahresmittel 
Umlaufrendite 

rlo) [%) 

Tabelle: Festverzinsliche Wertpapiere inländiscller Emittenten; 

Umlaufrend~en noch Wertpaplerarten' 


Hieraus leitet sich fOr die genannten festverzinslichen Papiere fOr 2001 bis 2010 eine durch­

schnittliche Rendite von 3,80% ab. 

Ein zusätzlicher Risikozuschlag zu diesem ermittelten Zinssatz ist nicht erforderlich. Allge­

meinen Risiken, die einen solchen Aufschlag rechtfertigen wOrden, sind nicht ersichtlich. Ins­

besondere trägt der Netzbelreiber kein Ausfallrisiko aufgrund der Regelung Ober das Regu­

lierungskonto (§ 5 ARegV). 

Es finden im Übrigen weder die tatsächlich von den Unternehmen fOr ihr Fremdkapital ge­

zahlten Zinsen, soweit sie diesen Satz Oberschreiten, Anwendung, noch Nr. 43 der LSP, 

nach welchen ein Zinssatz von 6,5 % festgesetzt worden ist. Im Hinblick auf die Anwendbar­

keit von Nr. 43 LSP bestimmt § 3 Abs. 1 S. 5 GasNEV, dass diese nur dann heranzuziehen 

sind, wenn hinsichtlich der Kostenermittlung keine besonderen Regelungen getroffen worden 

sind. Insofern stellt § 7 Abs. 1 S. 5 GasNEV i.V.m. § 5 Abs. 2 GasNEV eine besondere Re­

gelung dar. 

Die sachgerechte Bestimmung des Zinssatzes fOr das die zugelassene Eigenkapitalquote 

Obersteigende Eigenkapital ist nach wie vor Gegenstand diverser Gerichtsverfahren. Sollten 

z Tabelle 7b), Umlaufsrendilen nach Wertpapieren, Statistisches Beiheft zum Monalsbericht der Deutschen 
Bundesbank; S. 36, Internet www.bundesbank.de/volkswirtschaftlvo_beihefte_kap~almart<tstatistik.php 
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zu diesem Punkt rechtskräftige Gerichtsentscheidungen ergehen, die für den Netzbelreiber 

zu einem anderen Zinssatz führen, wird die Beschlusskammer ihre Festlegung der kalender­

jährlichen Erlösobergrenzen gemäß der rechtskr.äftigen Gerichtsentscheidung entsprechend 

anpassen. 

3.6. Berilckslchtigungsfähige Eigenkapitalverzinsung 


Bis zu der zu Grunde zu legenden Eigenkapitalquote von 40% ergibt sich die Verzinsung auf 


das betriebsnotwendige Eigenkapital gemäß § 7 GasNEV (BNEK //) aus Anlage 4-VP (Zel­


len C31 und C32). Für das die Quote von 40% übersteigende betriebsnotwendige Eigenka­


pital gemäß§ 7 GasNEV (BNEK II) ergibt sich die Verzinsung aus Anlage 4-VP (Zelle C33). 


4. Kalkulatorische Gewerbesteuer 


Gemäß § 8 GasNEV kann im Rahmen der Ermittlung der Netzkosten die dem Netzbereich 


sachgerecht zuzuordnende Gewerbesteue!l' als kalkulatorische Kostenposition in Ansatz ge­


bracht werden. Bei der Genehmigung der Netzentgelte wird daher ein kalkulatorischer Ge­


werbesteueransatz auf der Grundlage der anerkannten kalkulatorischen Eigenkapitalverzin­


sung berücksichtigt. Bei dem von der Bundesnetzagentur festgelegten Eigenkapitalzinssatz 


handelt es sich um einen Zinssatz nach Gewerbesteuer und vor Körperschaftsteuer.3 


Gemäß § 8 S. 2 GasNEV ist bei der Ermittlung der kalkulatorischen Gewerbesteuer die Ab­

zugsfähigkeit der Gewerbesteuer bei sich selbst zu berücksichtigen. Im Rahmen der Unter­

nehmenssteuerreform 2008 wurde die Abzugsfähigkeit der Gewerbesteuer als Betriebsaus­

gabe abgeschafft. Um den Effekt einer steigenden Gewerbesteuer auszugleichen, wurde 

gleichzeitig die Gewerbesteuermesszahl von 5 % auf 3,5 % abgesenkt, um zu erreichen, 

dass sich die Gewerbesteuerbelastung niclnt erhöht.• 

Da der Gesetzgeber im Rahmen der GasNEV keinen Verweis auf das Steuerrecht vorge­

nommen hat, ist die Abzugsfähigkeit bei der Ermittlung der kalkulatorischen Gewerbesteuer 

nach GasNEV grundsätzlich weiterhin zu berücksichtigen. Dies fOhrt im Rahmen der kalkula­

torischen Ermittlung der Gewerbesteuer insgesamt zu einer Senkung der Gewerbesteuer, da 

bei der Gewerbesteuermesszahl auf die tatsächliche zurück zu greifen ist. Die Tatsache, 

dass die Gewerbesteuermesszahl und die Abzugsfähigkeit der Gewerbesteuer bei sich 

selbst in einem engen Zusammenhang stehen, kann jedoch auch bei der Berechnung der 

kalkulatorischen Gewerbesteuer nicht unberücksichtigt bleiben. Ansonsten würde die fiktive 

kalkulatorische Gewerbesteuer entgegen Sinn und Zweck der vereinfachenden, kalkulatori­

~ BR-Drs. 247/05 S.30. 
'BT-Drs. 16/4841, S.81 . 
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sehen Berechnung Obermäßig vermindert. Ein Abzug der kalkulatorischen Gewerbesteuer 

bei sich selbst ist demnach nicht mehr vorzunehmen. Oieses Vorgehen ist von der Recht­

sprechung bestätigt worden (OLG Oüsseldorf, Vl-3 Kart 15/10 (V)}. 

Oie nach § 8 GasNEV anerkennungsfähige Gewerbesteuer ist allein nach den kalkulatori­

schen Maßstäben der GasNEV zu ermitteln. Oie in der netzspezifischen Gewinn- und Ver­

lustrechnung als zusätzlicher Gewinn erscheinende Differenz zwischen den kalkulatorischen 

Abschreibungen und den bilanziel!en Abschreibungen (sog. Scheingewinn bzw. -vertust) ist 

somit nicht Teil der Bemessungsgrundlage für den kalkulatorischen Gewerbesteueransatz. 

Dies ist von der höchstrichterlichen Rechtsprechung bestätigt worden (siehe etwa BGH v. 

14.08.2008, KVR 34/07- SW Speyer, Rn. 86 ff.). 

Entsprechend einem rein kalkulatorischen Ansatz wird auf die zusätzliche Berücksichtigung 

von weiteren Zurechnungen und KOrzungen bei der Bemessungsgrundlage verzichtet (BGH, 

KVR 81/07, S. 10). 

Oie kalkulatorische Gewerbesteuer wurde nach der Formel 

[BNEK 1/540% *Anteil SAVa/t * 7,14% + BNEK 1/540% *Anteil SAVneu * 9,05% 

* + BNEK II > 40% * 3,80 %] • Hebesatz • Messzahl 

berechnet Oie zu berücksichtigende kalkulatorische Gewerbesteuer wird in Anlage 5-VP 

(Zelle C16) ausgewiesen. 
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Stadtwelke Amstadt Netz GmbH 

0 
12002963 

Position Positionen gem. GasNEV 

Eigenkapitalverzinsung gem. § 7 GasNEV 

Gewerbosteuer gem. § 8 GasNEV 
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Anlage II 

VNB 

Zur besseren Nachvollziehbarkeit wird der Rechenweg zur Ermittlung der Werte des Sach­

anlageverrnögens anhand eines einfachen, fiktiven Beispiels erläutert. Die Beispielrechnung 

wird für drei mögliche Fallkonstellationen durchgefQhrt: 
' .,_. 

ln A~sch.nitt 1. wird der Fall einer A.ltanlage betrachtet, deren Aktivlerung im Jahr~ 2000 er­

folgte. Abschnitt 2. zeigt den Fall einer Altanlage, die im Jahre 2005 aktiviert wurde; Ab­

schnitt 3. den Fall einer Neuanlage, die im Jahre 2007 aktiviert wurde. Oie Beispielrechnun­

gen werden im weiteren Text grau hinterlegt. 

Bei der Ermittlung der Abschreibungsbeträge erfolgt in den Beispielrechnungen aus Über­

sichtsgründen fOr Altanlagen keine Gewichtung der Abschreibungsbeträge mit der individual­
. ' 

len Eigenkapital- bzw. Fremdkapitalquote. Stattdessen '!Verden hier jeweils die Abschrei ­. . ·-· . . :. 

bungstieträge .auf Basis der Anschaffungs- I Herstellungskosten und auf Basis der Tages­

neuwerte zu 100 Prozent ausgewiesen. 

1. Altanlagen, die im Jahre 2000 aktiviert wurden 


ln Beispiel 1 wird eine Anlage betrachtet, d ie im Jahre 2000 angeschafft wurde. Da die vom 


Netzbelreiber gewählte Nutzl,lngsdauer oberhalb des unteren Wertes der Nutzungsdauer­


span~e .gemä~ Anlage .1 {zu §. 6Abs. 5 s. 1 GasNEV) .iiegt, findet zum 31.1_2.2003 ein Nut- , 

. . . . ' ·', . . ' ' :.: .:-. . 

zungs8auerwechsel statt. . . 

Dabei.handeh es sich um einen fi'<liven Wert, welcher der Illustration der Beisplelre<:hnung dienl 
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Anlage 11 
VNB 

Aufgrund der Möglichkeit . Nutzungsdauerwechsels zum 31 .12.2003 sind fOr die Berech­

nung zwei Schritte erforderlich. Zunächst wird der Restwert zum 31.12.2003 unter Berück­

sichtigung der in der Vergangenheit angeliVendeten Nutzungsdauer ermittelt. Anschließend 

wird der Re~twert zum .31.12.2010 unter ;BerUcksichtigung der ab 'ioß4 anzuwende~den. 
' ·i" •.• • • 

(Rest-)Nutzungsdauer berechnet. 

1.1.1. Ermittlung des Restwertes zum.31.12.2003 auf AKIHK-Basis 

Der Restwert auf Basis der AK I HK zum 31..12.2003 ermittelt sich auf Basis der historischen. . .. - .. . 
AKJHK unter Abzug des vo111 Anschaffungsjahr bis zum ·31.12.2003·stattgefundenen Werte­

verzehrs. Zur Ermittlung dieses jährlichen ·Werteverzehrs werden die unteren Werte der in 

Anlage 1 zur GasNEV genannten Spannen von Nutzungsdauern herangezogen. Die jeweili­

. ge Jahresabschreibung bis einschließlich 2003 ergibt sich dabei aus dem Quotienten der 

hlstori~chenAK I HK unq den jeweils unteren Werten der i~ Anlage 1 z~r G~sNEV genann­

ten Spannen von Nutzungsdauern. 

1.1.2. Ermittlung des Res~erts zum 31..12.2010 aufAKIHK-Basis 

Der R~stwert auf Basis der.AK I HK zum 31.12.2010 er.g'ibt sich aus c;lem zuvor ermitteUen 

Restwert zuin 31.12.2003 abzOglieh de; Jahr~sabschreibungen tor di~ J~hre 2004 bi~ 201o. 
Die Jahresabschreibung für die Jahre ab 2004 ergibt sich aus der Division des Restwerts zu 

AK I HK zum 31.12.2003 und der Restnutz!}ngsdauer zum 31 .12.2003: 

· . AKIHK
R.w:.u:nJK_iw~~~~~K -cRW31.12.1ow .1)

31.12JOIO -. 31.12.2003 RND 
JI.IUOOl 

Seite 2vt>n 7 



Anlage II 
VNB 

1;2. Ermittlung der Abschreibungen 2010 auf AK/HK-Basis 


Die Jahresabschreibung auf Basis AK I HK 2010 ermittelt sich aus der Division des Restwer­


tes zu AK I HK zum 31.12.2003 und der Restnutzungsdauer zum 31 .12.2003. 


' . .. .... RW"XIJlK . 
Abschreibung:.~HK. = l"1.12.100I 

RND3l.ll.1tJ03 

1.3. Ermittlung des Restwertes zum 31.12.2010 aufTNW-Basis 

Der Restwert zum 31.12.2010 auf TNW-Basis ermittelt sich· durch Multiplikation des zuvor 

e,~mittelten Restwerts zum 31:12.2010 auf AK- / HK-Ba.sis mit dem aus dem,Preisindex her­

. geleiteten Faktor, der die Preisänderung. vo·m AnscliaffUrig~jahr bis zum Jahr 2010 wieder­

gibt. 

Der Faktor des Anschaffungsjahrs beträgt: Faktor1000.w10 =1)5490 

RWTNW RurAK/1/K ". kt. · 
ll. ll .lOIO ": "'3 1.1U OIO • rQ _.Or>(/,2010 

1.4. Ermittlung der Abschreibungen 20.10 aufTNW~Basis 

Die Jahresabschreibung 2010 auf Basis der TNW ermittelt _sich aus der Multiplikation der 

zuvor ermittelten Jahresabschreibungen 2010 auf AK-1 HK-Basis und dem -Faktor, der die 

Preisänderung v oni Anschaffungsjahr bis zum Jahr 2010 wiedergibt. 
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2. Altan lagen, die im Jahr 2005, aktiviert wurden 

I Bei Arilag~nzugängen im Jahre -2005 handel~ e~ sich um Anlagen, fOr die k~in Vyechsel der 

\ · Nutzungsdauer gemäß § 32 Ab~. 3 s. 3 GasNEV in Frage kommt. Der Restwert zum 

31.12.2010 und die Abschreibungen 2010 können demnach auf direktem Weg ermittelt wer­

den. Da es sich um eine Altanlage im Sinne von § 6 Abs. 1. S. 3 GasNEV handelt, erfolgt 

auch die Ermittlung des Restwerts zum 31.12.2010 und der Abschreibungen 2010 auf Basis 

der Tagesneuwerte. 

2.1. Ermittlung des Restwertes zum 31.12.2010 auf AK-/ HK-Basis 


Gnundiage fOr die Ermittlung der Restwerte zum 31.12.2030 auf AKIHK-Basis bilden die his­


torischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie die vom Netzbelreiber gewählte Nut­


zungs~auer, sofern diese si.ch-innerhalb der durch die A,n,l~ge 1 zur GasNEVyorgegeb~n~n 


Nutzuflgsda~erspa'nne befindet: Der Restwert auf Basisder'A)</HK zum 31.12.2010 ermittelt 


sich unter Abzug des vom Ans0affungsjahr bis zum-31 .12.2010 stattgefundenen Wertever­


zehrs von den historischen Anschaffungs- und Herstellungskosten. 


AKIHK .
RW3~~;~~0 = AKIHK ND"_,, ·(2010+1- Anscha.ffungs}ahr) 

Seite4von 7 



Anlage II 
VNB 

2.2. Ennittlung der Abschreibungen 2010 auf AKIHK-Basls 

Die Ermittlung der Jahresabschreibungen 2010 auf AK- I HK-Basis, welche den vom An­

schaffungsjahr bis zum 31.12.2010 stattgefundenen Werteverzehr d<Jrstellt, erfolgt d!Jrch . .; ' . ·: ... ,. . 
Division derÄnschaffungs- I Herstellungs~<,osten durch die ~om Netzbelreiber gewählte Nut­

zungsdauer. 

. Ab h "b" ·, "AKIIIK _ AKIHK 
sc re1 :ung2410 - ND~"''lJI''' 

2.3. Ennittlung der Restwerte zum 31.12.2010 aufTNW-Basis 
. ­

Der Restwert Z!Jm 31 .12.201 0 auf TNW-Basis ermittelt sich durch Multiplikation ~es zuvor 

ermittelten Restwerts zum31 .12.2010 auf'A'5-I HI:<-Ba.~is mit dem-aus dem Preisindex her­

geleiteten Faktor, der die Preisänderung vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 2010 wieder­

gibt. 

Der Faktor des Anschaffungsjahrs beträgt: Faktor2oos:mo = 1,1020 
' t ' • • 

u rTNIV R:urAXIHK r;o kt
R "JI.I2.l01~ = " 3UUOIO ' rG OrA/,21JIO 

2.4. Ermittlung der Abschreibungen 2010 aufT.NW~Basi~·. -·- ' . . . . . 
Die Jahresabschreibung 2010 auf Basis der TNW ermittelt sich aus der Multiplikation der 

zuvor ermittelten Jahresabschreibungen 2010 auf AK- I HK-Basis und dem Faktor, der die 

Preisänderung vom Anschaffungsjahr bis zum Jahr 2010 wiedergibt. 
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3: Neuanlagen, die im Jahr 2007 aktiviert wurd.en 

B~i Anlag~nzugängen 'im .:Jal);e 2007 hanqelt' es sich. Jn{ Ne!Janlagen fOr die keiQ Wechsel 
' :,• . . ' ··, . ·; 

der Nutzungsdauer gemäß ~ 32 Abs. 3 S. 3 GasNEV in Frage kommt Der Restwert zum 

31.12.2010 und die Abschreibungen 2010 können demnach -analog zu Beispi~l 2-' auf direk­

tem Weg ermittelt werden. Eine Bewertung auf Tagesneuwertbasis entfällt hieraufgrunddes 

Vor1iegens einer Neuanlage im Sinne von § 6 Abs. 1 S. 3 GasNEV . 

. 3.1: ·Ermittlung des Re!!twertes zum 31 .12.2010 auf AK-/ HK-Basis 

Gru~dlage fOr die Ermittlung der Restwerte zum 31.12.2010, auf AKIHK:Basis bilden die his­

torischen Anschaffungs- und Herstellungskosten sowie die vom Netzbelreiber gewählte Nut­

zungsdauer, sofern diese sich innerhaib der durch die Anlage 1 zur GasNEV vorgegebenen 

Nutzungsdauerspanne befindet Der Restwert auf Basis der AK I HK zum 31 .12.2010 ermit­

telt sich unter Abzug des vom Anschaffungsjahr bis zum. 31.12.2010 stattgefundenen Werte­

verzehrsvon den historischen'Änschaffungs- un!i Herstellungskosten. ·:-:· 
; . ': ' 

R~~fifoio =AKIHK - :v~.~~·(2010 +1- Anschajjimgsjaht;) 
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3:2. Ermittlung "der 'Abschreibungen 2010 auf AK-/ HK-Basis 

Die Ermittlung der Jahresabschreibungen 2010 auf AK- I HK-Basis, welche den vom An­

schaffungsjahr bis zum 31 .12.2010 stattgefundenen Werteverzehr darsteiH, erfolgt durch 

Division der Anschaffungs- I Herstellungskosten durch die von der· Netzbatreiber gewählte 

Nutiungsdauer. 
'::0.~'. 

"b AKIHr AKIHKAbschre1 ung,.,0 = NIY'­
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Berechnung der Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der zweiten Regulie­

rungsperiode zum Ausgleich des Regulierungskontosaldos 

1. Vorbemerkungen .................................................... ....................................... ......... 1 
2. Positionen im Regulierungskonto ..... ................... ................................. .................. 2 

2.1. Differenz zwischen zulässigen Erlösen und erzielbaren Erlösen ............................. 2 
2.1.1 . Zulässige Erlöse .................................. ............ .. ..............................................2 


2.1.1.1. Zulässige Erlöse 2009 ...................................................... .. ......................... 4 

2.1.1 .2. Zulässige Erlöse 201 0 ............................ ..... .. .................. .. ... ....................... 4 

2.1.1.3. Zulässige Erlöse 2011 .................................................. .. .................... .........7 


2.1.2. Erzielbare Erlöse ............................................................................... ...... ........ 9 

2.2. 	 Differenz aus vorgelagerten Netzkosten .............. ............ .... .. ............................... 10 

2.3. 	 Differenz aus volatilen Kostenanteilen .................................................................. 1 0 

2.4. 	 Differenz zwischen den für das Kalenderjahr entstehenden Kosten des 

Messstellenbetriebs oder der Messung und den in der Erlösobergrenze 
diesbezüglich enthaltenen Ansätzen ............... .. .. .. ............................................... 11 

3. Ausgleich des Regulierungskontosa~dos der ersten Regulierungsperiode ..... ....... 11 

3.1. 	 Bestimmung des Regulierungskontosaldos zum 31 .12.20t1 ............................... . 11 

3.2. 	 Bestimmung der Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Zu- und 

Abschläge .............................................. .. ......... ...... ............................................. 12 
3.3. 	 Berechnung der Zu- und Abschläge ............. .. .... ........................... .. ...................... 14 


1. Vorbemerkungen 

Zur Ermittlung der Erlösobergrenzen für die zweite Regulierungsperiode sind gemäß §§ 5 

Abs. 4, 34 Abs. 2 RegV Zu- bzw. Abschläge zu ermitteln, die sich aus dem Saldo des Regu­

lierungskontos zum 31 .12.2011 ergeben und diesen ausgleichen. Die Zu- und Abschläge 

sind gemäß § 5 Abs. 2 S. 3 ARegV zu verzinsen. 

Für die Berechnung der Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der zweiten Regulie­

rungsperiode wird zunächst der Saldo zum 31.12.2011 ermittelt. Dieser wird sodann um ein 

Jahr aufgezinst, um zu berücksichtigen, dass die Auflösung des Regulierungskontosaldos 

erst im Jahre 2013 beginnt. 

Der Ausgleich des aufgezinsten Saldos zum 31.12.2011 erfolgt in 5 gleichmäßigen Raten ab 

dem Jahr 2013. Zusätzlich erfolgt eine Verzinsung des im jeweiligen Kalenderjahr durch­

schnittlich gebundenen Saldos nach § 5 Abs. 4 S. 3 ARegV. Der Zinssatz fOr die Aufzinsung 

im Jahr 2012 und den gesamten Auflösungszeitraum entspricht dem 1 0-jährig.en Durch­

schnitt der von der Bundesbank veröffentlichten Umlaufsrenditen "festverzinslicher Wertpa­

piere inländischer Emittenten" der Kalende~ahre 2002 bis 2011 in Höhe von 3,58 %. 
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2. Positionen im Regulierungskonto 

Die einzelnen Positionen im Regulierungskonto ergeben sich aus§ 5 Abs. 1 ARegV. Für den 

Gasbereich sind dies im Einzelnen: 

1. 	 die Differenz zwischen den nach § 4 RegV zulässigen Erlösen und den vom Netz­

betreiber unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklungen erzielbaren 

Erlösen (§ 5 Abs. 1 S. 1 ARegV), 

2. 	 die Differenz aus den tatsächlichen und den in der Erlösobergrenze enthaltenen Kos· 

ten aus der erforderlichen Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen (§ 5 Abs. 1 

Satz 2 ARegV i. m. V.§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV), 

3. 	 die Differenz aus den im jeweiligen Kalenderjahr entstandenen Kosten nach § 11 

Abs. 5 ARegV (volatile Kosten) und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthal­

tenen Ansätzen (§ 5 Abs. 1 S. 2 ARegV i. V. m. § 11 Abs. 5 ARegV) sowie 

4. 	 die Differenz zwischen den für das Kalenderjahr bei effizienter Leistungserbringung 

entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs oder der Messung und den in der Er­

lösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen, soweit diese Differenz durch Än­

derungen der Zahl der Anschlussnutzer, bei denen Messstellenbetrieb oder Messung 

durch den Netzbelreiber durchgeführt wird, oder durch Maßnahmen nach § 21b 

Abs. 3a und 3b EnWG sowie § 44 GasNZV verursacht wird (§ 5 Abs. 1 S. 3 ARegV). 

Gemäß § 34 Abs. 2 ARegV wird der Regulierungskontosaldo abweichend von § 5 Abs. 4 

ARegV für die ersten drei Jahre der ersten Regulierungsperiode ermittelt. Die jeweils in den 

Jahren 2009, 2010 und 2011 entstandenen Differenzen sind der Anlage R1.2 zu entnehmen. 

2.1. Differenz zwischen zulässigen Erlösen und erzielbaren Erlösen 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zulässigen Erlöse und der vom Netz­

betreiber unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlöse im 

Regulierungskonto zu erfassen. 

2.1 .1. Zulässige Erlöse 

Die zulässigen Erlöse bestimmen sich gemäß § 4 ARegV. Dabei ist die gemäß § 4 Abs. 1, 2 

ARegV bestimmte Erlösobergrenze nach Maßgabe von § 4 Abs. 3 bis 5 ARegV kalender­

jährlich vom Netzbelreiber anzupassen. Gemäß § 24 Abs. 3 ARegV finden im vereinfachten 

Verfahren § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV mit Ausnahme von § 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV in 

Verbindung mit § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 und 8 ARegV keine Anwendung. 
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Anpassungen der jeweiligen kalenderjährlichen Erlösobergrenze aufgrund von dauerhaft 

nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 3, 6, 7 und 9 bis 11, 13 

und 14 ARegV sowie§ 11 Abs. 2 S. 2 und 3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) sind somit 

im vereinfachten Verfahren nicht zulässig. § 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 ARegV findet im Gasbe­

reich keine Anwendung; Anpassungen der Kosten für die erforderliche Inanspruchnahme 

vorgelagerter Netzebenen (§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV) fließen im Rahmen eines Plan-lst­

Abgleichs in das Regulierungskonto ein (s. Abschnitt 2.2). 

Anpassungen können sich im vereinfachten Verfahren aufgrund von Änderungen des 

Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) ergeben. 

Weiterhin können Anpassungen aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 

ARegV i. V. m. § 10 GasNEV (Periodenübergreifende Saldierung) sowie einer Mehrerlösab­

schöpfung nach§ 34 Abs. 1 ARegV i. V. m. § 10 GasNEV (analog) erfolgen. 

Zudem können jeweils auf Antrag des Netzbelreibers gemäß § 4 Abs. 4 ARegV Anpassun­

gen der Erlösobergrenze in Folge von beschiedenen Anträgen 

• 	 nach Maßgabe des§ 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 1 

ARegV) und 

• 	 einer nicht zurnutbaren Härte gemäß § 4 Abs. 4 S. 1 Nr. 2 ARegV 

gewährt werden. 

Eine Anpassung der kalenderjährlichen Erlösobergrenze nach § 4 Abs. 5 ARegV (Qualitäts­

element) war für den Zeitraum 2009 bis 2011 nicht relevant. 

Der Netzbelreiber hat am 21 .12.2012 einen öffentlich-rechtlichen Vertrag mit der Beschluss­

kammer geschlossen. Durch diesen wurden die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen neu 

festgelegt. Damit dem Netzbelreiber die über die festgelegten Erlösobergrenzen der Jahre 

2009 bis 2011 hinausgehenden Differenzen zeitnah zufließen können, wurde eine Auszah­

lung über die Kalenderjahre 2012 bis 2017 vereinbart. Die Berechnung der Beträge und der 

Verzinsung ergibt sich aus § 4 in Verbindung mit derAnlage 1 des Vertrags. Es erhöhen sich 

somit die kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der Jahre 2012 bis 2017. Hinsichtlich der Be­

stimmung der Ab-/Zuschläge aufgrund des Regulierungskontos ist daher weiterhin - auch bei 

Vorliegen eines Netzübergangs nach § 26 ARegV - auf die zulässigen Erlöse der einzelnen 

Jahre vor Abschluss des öffentlich-rechtlichen Vertrages abzustellen. 
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2.1.1.1. Zulässige Erlöse 2009 

Die Beschlusskammer hat mit Festlegung nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 

EnWG vom 27.11.2008 (BK9-07/885) eine kalenderjährliche Erlösobergrenze fOr das Jahr 

2009 festgelegt. Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze findet sich in Anlage R2. 

ln der Anlage R1 .2, wird die festgelegte Erlösobergrenze des Jahres 2009 den diesbezügli­

chen Angaben des Netzbelreibers gegenOberg estellt. 

Mehr- und Mindererlöse nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 GasNEV der Jahre 2006 und 2007 

wurden bereits bei der Festlegung der kalenderjährlichen Erlösobergrenzen der ersten Regu­

lierungsperiode berücksichtigt und sind damit in den ausgewiesenen festgelegten Erlösober­

grenzen enthalten. 

Sofern Anpassungen aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 ARegV i. V. m. 

§ 10 GasNEV stattgefunden haben, sind diese erst ab dem Jahr 2010 relevant. 

Eine Anpassung der festgelegten kalenderjährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV (Härtefall) erfolgte nicht. 

Damit ist hinsichtlich der zulässigen Erlöse des Jahres 2009 auf die von der Beschlusskam­

mer festgelegte kalenderjährliche Erlösobergrenze des Jahres 2009 abzustellen. 

2.1.1.2. Zulässige Erlöse 2010 

Die gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 EnWG festgelegte Erlösobergrenze 

für das Jahr 2010 findet sich in Anlage R2.1 in Zelle D15 und wird dem entsprechenden Wert 

des Netzbelreibers gegenübergestellt (Zelle C 15). 

Die Beschlusskammer hat die vom Netzbelreiber gemäß § 28 Nr. 1 ARegV mitgeteilten zu­

lässigen Erlöse des Jahres 2010 gaprUft und dem Netzbelreiber mit Schreiben vom 

10.06.2011 die aus ihrer Sicht zulässigen Erlöse mitgeteilt. 

Die aus Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2.1 Zelle G15 und H15 der vom Netzbelreiber angepassten Erlösobergrenze (Zelle F15) 

gegenübergestellt. Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2010. in die einzelnen 

Bestandteile der Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2 

in der Spalte F. 
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2.1.1.2.1. Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach§ 8 ARegV (§ 4 

Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze filr das Kalenderjahr 2010 ist die Änderung 

des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen. Hiertor ist der 

Verbrauchergesamtpreisindex in Höhe von 106,60 zu verwenden. 

Abweichungen im Vergleich zu den Angaben des Netzbelreibers werden in Anlage R.2.1 

Zelle E23 dargestellt. 

2.1.1.2.2. 	 Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach§ 11 

Abs. 2 S. 1 Nr. 1 bis 3, 6 bis 11, 13 und 14 ARegV sowie § 11 Abs. 2 S. 2 und 

3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

Im vereinfachten Verfahren gelten gemäß §0 24 Abs. 2 s.•3 ARegV 45 Prozent der nach 

§ 14 Abs. 1 Nr.•1 ARegV ermittelten Gesamtkosten als dauerhaft nicht beeinflussbare Kos­

tenanteile nach §• 11 Abs. 2 ARegV. Bei der Ermittlung der Gesamtkosten bleiben gemäß 

§•24 Abs. 2 s.•4 ARegV die Konzessionsabgaben unberilcksichtigt. Eine Anpassung der 

Erlösobergrenze aufgrund einer Änderung von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten ist 

demnach im vereinfachten Verfahren nicht vorgesehen. 

in Anlage R2.1 Tabelle B2.2 ist dargestellt. in welcher Höhe in der Erlösobergrenze gemäß 

Festlegung der Bundesnetzagentur nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 

EnWG dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile enthalten sind. Im vereinfachten Verfah­

ren ist in den jeweiligen Zellen (bis auf die Zellen C33 und 033 .Erforderliche Inanspruch­

nahme vorgelagerter Netzebenen"; vgl. Abschnitt 2.2) eine 0 eingetragen. ln der zweiten 

Tabelle (ab Zeile 47) findet sich eine Gegenüberstellung der vom Netzbelreiber vorgenom­

menen Anpassungen und der aus Sicht der Beschlusskammer nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV 

anerkennungsfähigen Anpassungen. Auch hier sind im vereinfachten Verfahren außer in den 

Zellen C52 und 052 .erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen" (vgl. Ab­

schnitt 2.2) keine Eintragungen möglich. 

2.1.1.2.3. 	 Anpassungaufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach§ 34 Abs. 1 1. V. m. 

§ 10 GasNEV (PeriodenObergreifende Saldierung) 

Eine Anpassung aufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 1 0 Gas­

NEV (Periodenübergreifende Saldierung 2008) ist in der Anlage R2.1 Tabelle B2.3 darge­

stellt. Abweichungen des von der Beschlusskammer ermittelten Wertes zu den Angaben des 

Netzbelreibers finden sich in der Zelle E72. 
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2.1 .1.2.4. Anpassung aufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach § 34 Abs. 1 ARegV 

i. V. m. § 10 GasNEV (analog) 

Sofern eine Anpassungaufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach§ 34 Abs. 1 i. V. m . § 10 

GasNEV (analog) stattgefunden hat, Ist dies in der Anlage R2.1 Tabelle B 2.4 dargestellt. 

Abweichungen des von der Beschlusskammer ermittelten Wertes zu den Angaben des Netz­

betreibers finden sich in der Zelle E 79. 

2.1.1.2.5. Anpassung nach Maßgabe des§ 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des§ 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr.1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2.1 Tabelle 82.5 dargestellt. Ab­

weichungen des von der Beschlusskammer ermittelten Wertes zu den Angaben des Netz­

betreibers finden sich in der Zelle E 86. 

Bei der Bestimmung des Anpassungsbetrages aufgrund eines Erweiterungsfaktorantrags filr 

das Jahr 2010 hat die Beschlusskammer den aktuell gültigen Verbraucherpreisgesamtindex 

zu Grunde gelegt Sofern der Beschluss wegen Anpassung der kalenderjährlichen Erlös­

obergrenzen auf Grund eines Erweiterungsfaktorantrags mithilfe eines abweichenden 

Verbraucherpreisindexes ermittelt wurde, können sich hieraus Differenzen ergeben. 

2.1.1 .2.6. Anpassungaufgrund einer nicht zurnutbaren Härte gemäß§ 4 Abs. 4 S. 1 

Nr . 2ARegV 

Eine Anpassung der festgelegten kalende~ährlichen Erlösobergrenzen aufgrund von § 4 

Abs. 4 Nr. 2 ARegV erfolgte nicht. 

2.1 .1.2.7. Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze 

Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze, die bereits Bestandteile der Festlegung nach 

§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV waren bzw. deren Anpassungen, sind in Tabelle C1 abgebildet. 
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2.1.1.3. Zulässige Erlöse 2011 

Die gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 EnWG festgelegte Erlösobergrenze 

für das Jahr 2011 findet sich in Anlage R2.2 in Zelle D15 und wird dem entsprechenden Wert 

des Netzbelreibers gegenübergestellt (Zelle C15). 

Die Beschlusskammer hat die vom Netzbelreiber gemäß § 28 Nr. 1 ARegV mitgeteilten zu­

lässigen Erlöse des Jahres 2011 geprüft und dem Netzbelreiber mit Schreiben vom 

12.02.2013 die aus ihrer Sicht zulässigen Erlöse mitgeteilt. 

Mit Mitteilung vom 01.03.2013 hat der Netzbelreiber geäußert, dass hinsichtlich der Erlös­

obergrenze 2011 aus seiner Sicht kein Anpassungsbedarf besteht. 

Die aus Sicht der Beschlusskammer korrekt angepasste Erlösobergrenze wird in der Anlage 

R2.2 Zelle G15 und H15 der vom Netzbelreiber angepassten Erlösobergrenze (Zelle F15) 

gegenübergestellt. Eine detaillierte Aufgliederung der Erlösobergrenze 2011 , in die einzelnen 

Bestandteile der Erlösobergrenzenformel gemäß Anlage 1 ARegV, findet sich in Anlage R2 

in Spalte G. 

2.1.1.3.1. 	 Änderungen des Verbraucherpreisgesamtindexes nach § B ARegV (§ 4 

Abs. 3 S. 1 Nr. 1 ARegV) 

Hinsichtlich der Anpassung der Erlösobergrenze für das Kalenderjahr 2011 ist die Änderung 

des Veroraucherpreisgesamtindexes nach § 8 ARegV zu berücksichtigen. Hierfür ist der 

Verbrauchergesamtpreisindex in Höhe von 107,00 zu verwenden. 

Abweichungen im Vergleich zu den Angaben des Netzbelreibers werden in Anlage R.2.2 

Zelle E23 dargestellt. 
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2.1.1.3.2. 	 Änderungen von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kostenanteilen nach§ 11 

Abs.. 2 S. 1 Nr. 1 bis 3, 6 bis 11, 13 und 14 ARegV sowie§ 11 Abs. 2 S. 2 und 

3 ARegV (§ 4 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 ARegV) 

§

Im vereinfachten Verfahren gelten gemäß §0 24 Abs. 2 s:3 ARegV 45 Prozent der nach 

§ 14 Abs. 1 Nr.•1 ARegV ermittelten Gesamtkosten als dauerhaft nicht beeinflussbare Kos­

tenanteile nach §0 11 Abs. 2 ARegV. Bei der Ermittlung der Gesamtkosten bleiben gemäß 
0 24 Abs. 2 S."4 ARegV die Konzessionsabgaben unberücksichtigt. Eine Anpassung der 

Erlösobergrenze aufgrund einer Änderung von dauerhaft nicht beeinflussbaren Kosten ist 

demnach im vereinfachten Verfahren nicht vorgesehen. 

ln Anlage R2.2 Tabelle B2.2 ist dargestellt, in welcher Höhe in der Erlösobergrenze gemäß 

Fesllegung der Bundesnetzagentur nach § 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV i. V. m. § 29 Abs. 1 

EnWG dauerhaft nicht beeinflussbare Kostenanteile enthalten sind. Im vereinfachten Verfah­

ren ist in den jeweiligen Zeilen (bis auf die Zellen C33 und 033 .Erforderliche Inanspruch­

nahme vorgelagerter Netzebenen"; vgl. Abschnitt 2.2) eine 0 eingetragen. ln der zweiten 

Tabelle (ab Zeile 47) findet sich eine GegenOberstellung der vom Netzbelreiber vorgenom­

menen Anpassungen und der aus Sicht der Beschlusskammer nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV 

anerkennungsfähfgen Anpassungen. Auch hier sind im vereinfachten Verfahren außer in den 

Zellen C52 und 052 .erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen" (vgl. Ab­

schnitt 2.2) keine Eintragungen möglich. 

2.1.1.3.3. Anpassungaufgrund von Mehr- und Mindererlösen nach§ 34 Abs. 1 i. V. m. 

§ 10 GasNEV (Periodenübergreifende Saldierung) 

Eine Anpassung aufgrund von Mehr- und Minderenösen nach § 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 Gas­

NEV (Periodenübergreifende Saldierung 2008) ist in der Anlage R2.2 Tabelle B2.3 darge­

stellt. Abweichungen des von der Beschlusskammer ermittelten Wertes zu den Angaben des 

Netzbelreibers finden sich in der Zelle E72. 
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2.1.1.3.4. Anpassungaufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach§ 34 Abs. 1 ARegV 

i. V. m. § 10 GasNEV (analog) 

Sofern eine Anpassungaufgrund einer Mehrerlösabschöpfung nach§ 34 Abs. 1 i. V. m. § 10 

GasNEV (analog) stattgefunden hat, ist dies in der Anlage R 2.2 Tabelle B 2.4 dargestellt. 

Abweichungen des von der Beschlusskammer ermittelten Wertes zu den Angaben des Netz­

betreibersfinden sich in der Zelle E79. 

2.1 .1.3.5. Anpassung nach Maßgabe des§ 10 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr.1 ARegV) 

Sofern die Erlösobergrenze nach Maßgabe des § 1 0 ARegV (Erweiterungsfaktor) (§ 4 Abs. 4 

S. 1 Nr. 1 ARegV) angepasst wurde, ist dies in der Anlage R2.2 Tabelle B2.5 dargestellt. 

Abweichungen des von der Beschlusskammer ermittelten Wertes zu den Angaben des Netz­

betreibers finden sich in der Zelle E 86. 

Bei der Bestimmung des Anpassungsbetrages aufgrund eines Erweiterungsfaktorantrags fOr 

das Jahr 2011 hat die Beschlusskammer den aktuell gültigen Verbraucherpreisgesamtindex 

zu Grunde gelegt. Sofern der Beschluss wegen Anpassung der kalenderjährlichen Erlös­

obergrenzen auf Grund eines Erweiterungsfaktorantrags mithilfe eines abweichenden 

Verbraucherpreisindexes ermittelt wurde, können sich hieraus Differenzen ergeben. 

2.1.1.3.6. Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze 

Weitere Bestandteile der Erlösobergrenze, die bereits Bestandteile der Festlegung nach 

§ 32 Abs. 1 Nr. 1 ARegV waren bzw. deren Anpassungen, sind in Tabelle C1 abgebildet. 

2.1.2. Erzielbare Erlöse 

Gemäß § 5 Abs. 1 S. 1 ARegV ist die Differenz der zulässigen Erlöse und der vom Netz­

betreiber unter Berücksichtigung der tatsächlichen Mengenentwicklung erzielbaren Erlöse im 

Regulierungskonto zu erfassen. Die erzielbaren Erlöse ermitteln sich als Produkt der tatsäch­

lich im jeweiligen Jahr realisierten Absatzmengen und den zuvor im Rahmen der Verpro­

bungsrechnung gemäß§ 16 GasNEV ermittelten Entgelten. 

Diese werden in der Gewinn- und Verlustrechnung des jeweiligen Geschäftsjahres durch die 

Umsatzerlöse aus Netzentgelten abgebildet. Im Rahmen der Ermittlung der erzielbaren Erlö­

se hat die Beschlusskammer daher grundsätzlich auf die Umsatzerlöse zurOckgegriffen. 

Hierbei wird auf die Umsatzerlöse aus Netzentgelten Gas abgestellt, wobei nachträgliche 

Korrekturen bzw. Erlösminderungen beispielsweise im Zusammenhang mit ROckstellungsbil­
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dungen nicht anerkennungsfähig sind. Die Beschlusskammer geht davon aus, dass der 

Netzbelreiber derartige Umsatzerlöskorrekturen vollständig angezeigt hat. 

Der Netzbatreiber hat die zur Ermittlung des Regulierungskontosaldos erforderlichen tat­

sächlich erzielten Erlöse des jeweiligen abgelaufenen Kalenderjahres im Rahmen seiner 

Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 2 ARegV der Beschlusskammer mitgeteilt. 

Nach Prüfung der mitgeteilten Daten durch die Beschlusskammer ergeben sich für die Jahre 

2009 bis 2011 die in Anlage R3 dargestellten erzielbaren Erlöse. 

2.2. Differenz aus vorgelagerten Netzkosten 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 2 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalende~ährlichen Erlösobergren· 

ze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung von dauerhaft nicht beein­

flussbaren Kostenanteilen nach§ 11 Abs 2 S. 1 Nr. 4 ARegV (erforderliche Inanspruchnah­

me vorgelagerter Netzebenen) auf Basis des Kalenderjahres, auf das die Erlösobergrenze 

Anwendung finden soll. Die diesbezüglich in dem jeweiligen Erlösobergrenzenjahr enthalte­

nen Ansätze sind den in diesem Kalenderjahr tatsächlich entstandenen Kosten gegenüber­

zustellen. Die so ermittelte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 

ARegV zu berücksichtigen. Kostenbestandteile der Biogasumlage können ebenfalls Be­

standteil dieser Differenz sein. 

Gemäß seiner Mitteilungspflicht nach § 28 Nr.. 2 ARegV hat der Netzbelreiber für die Kalen­

de~ahre 2009 bis 2011 die tatsächlich entstandenen Kosten der Inanspruchnahme vorgela­

gerter Netzebenen gemäß§ 11 Abs. 2 S. 1 Nr. 4 ARegV übermittelt. ln der Anlage R1.2 wer­

den diese Werte den aus Sicht der Beschlusskammer korrekten Werten gegenübergestellt. 

Die in der Erlösobergrenze enthaltenen bzw. tatsächlich entstandenen Kostenansätze für die 

erforderliche Inanspruchnahme vorgelagerter Netzebenen beziehen sich lediglich auf die 

originäre vorgelagerte Netznutzung von vorgelagerten Netzbetreibern. Kosten für vereinbarte 

lastflusszusagen oder für Speichernutzungen sind nicht Bestandteil der erforderlichen Inan­

spruchnahme vorgelagerter Netznutzung. 

2.3. Differenz aus volatilen Kostenanteilen 

Nach § 4 Abs. 3 Nr. 3 ARegV erfolgt eine Anpassung der kalende~ährlichen Erlösobergren­

ze jeweils zum 1. Januar eines Kalenderjahres bei einer Änderung von Kosten nach § 11 

Abs. 5 ARegV (volatile Kostenanteile für die Beschaffung von Treibenergie) auf Basis des 

Kalenderjahres, auf das die Erlösobergrenze Anwendung finden soll. Diese Regelung war 

erstmalig zum 01.01 .2011 anwendbar. Die diesbezüglich im Jahr 2011 enthaltenen Ansätze 
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sind den tatsächlich entstandenen Kosten dieses Jahres gegenüberzustellen. Die so ermit­

telte Differenz ist im Regulierungskontosaldo gemäß § 5 Abs. 1 S. 2 ARegV zu berücksichti­

gen. 

Gemäß seiner Mitteilungspflicht nach § 28 Nr. 2 ARegV hat der Netzbelreiber für das Kalen­

derjahr 2011 die tatsächlich entstandenen Kosten sowie die in der Erlösobergrenze enthalte­

nen Ansätze der volatilen Kostenanteile gemäß § 11 Abs. 5 ARegV angegeben. ln der Anla­

ge R1 .2 wird diese Angabe dem aus Sicht der Beschlusskammer korrekten Wert gegen­

übergestellt. 

2.4. 	 Differenz zwischen den für das Kalenderjahr entstehenden Kosten des Mess­

stellenbetriebs oder der Messung und den in der Erlösobergrenze diesbezüg­

lich enthaltenen Ansätzen 

Gemäß § 5 Abs. 1 A.3 ARegV wird zusätzlich die Differenz zwischen den für das Kalender­

jahr bei effizienter Leistungserbringung entstehenden Kosten des Messstellenbetriebs oder 

der Messung und den in der Erlösobergrenze diesbezüglich enthaltenen Ansätzen in das 

Regulierungskonto einbezogen, soweit diese Differenz durch Änderungen der Zahl der An­

schlussnutzer, bei denen Messstellenbetrieb oder Messung durch den Netzbelreiber durch­

geführt wird, oder Maßnahmen nach § 21b Abs. 3a und 3b EnWG a. F. sowie nach § 44 

GasNZV verursacht wird. 

Gemäß seiner Mitteilungspflichten nach § 28 Nr. 2 ARegV hat der Netzbelreiber für die Ka­

lende~ahre 2009 bis 2011 die Kostenveränderung für die Messung bzw. den Messstellenbe­

trieb inklusive der Maßnahmen gemäß § 21 b EnWG übermittelt. Diese Werte werden in der 

Anlage R1.2 den von der Beschlusskammer geprüften Werten gegenübergestellt. 

3. Ausgleich des Regullerungskon·tosaldos der ersten Regulierungsperiode 

3.1. 	 Bestimmung des Regulierungskontosaldos zum 31.12.2011 

Der Gesamtsaldo des Regulierungskontos zum 31 .12.2011 wird durch die kalenderjährlichen 

Einzelbeträge fOr die Jahre 2009 bis 2011 hinsichtlich 

• 	 der Abweichung zwischen zulässigen bzw. verprobten Erlösen und erzielbaren Erlö­

sen gemäß§ 5 Abs. 1 S. 1 ARegV, 

• 	 der Abweichung zwischen den tatsächlichen Kosten des vorgelagerten Netzes und 

der in der kalenderjährlichen Erlösobergrenze enthaltenen Ansätzen gemäß § 5 

Abs. 1 S. 2 ARegV, 
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• 	 der Abweichung zwischen den tatsächlichen Kosten fOr Treibenergie und den in der 

kalenderjährlichen Erlösobergrenze enthaltenen Ansätzen gemäß § 11 Abs. 5 ARegV 

sowie 

• 	 den Mehrkosten aus Messstellenbetrieb oder Messung im Sinne des § 5 Abs. 1 S. 3 

ARegV 

bestimmt. Diese Differenzbeträge werden gemäß § 5 Abs. 2 ARegV verzinst. 

Der Anlage R1 .2 sind die unverz.insten Differenzen der Jahre 2009 bis 2011 zu entnehmen. 

Die Verzinsung erfolgt gemäß § 5 Abs. 2 ARegV auf Grundlage des jeweils jährlich durch­

schnittlich gebundenen Betrags. Dieser ergibt sich aus dem Mittelwert von Jahresanfangs­

und Jahresendbestand. Der anzuwendende Zinssatz entspricht dem auf die letzten zehn 

abgeschlossenen Kalenderjahre bezogenen Durchschnitt der von der Deutschen Bundes­

bank veröffentlichten Umlaufsrendite festverzinslicher Wertpapiere inländischer Emittenten. 

FOr das Jahr 2009 beträgt der Zinssatz 4,09 %, für das Jahr 2010 3,80% und für die folgen­

den Jahre 3,58 %. 

Der Endbestand des Regulierungskontos zum 31.12.2011 ergibt sich aus den Differenzen 

der Jahre 2009, 2010 und 2011 , die gemäß§ 5 Abs. 2 ARegV zu verzinsen sind. Der Anlage 

R1 .1 ist für die Jahre 2009, 2010 und 2011 der Vorjahressaldo, der Gesamtsaldo vor Verzin­

sung, die Höhe der Verzinsung sowie der jeweilige Gesamtsaldo nach Verzinsung zum 

31 .12 fOr das entsprechende Jahr zu entnehmen. 

Der Gesamtsaldo des Regulierungskontos zum 31 .12.2011 kann ebenfalls der Anlage R1 .1, 

Zelle F20 entnommen werden. 

3.2. Bestimmung der Bemessungsgrundlage für die Berechnung der Zu- und Ab­

schläge 

Grundlage für die Bestimmung der Zu- und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der zweiten 

Regulierungsperiode ist der Regulierungskontosaldo zum 31 .12.2011 . Dieser ist fOr das Jahr 

2012 aufzuzinsen. da die Auflösung des Regulierungskontosaldos erst im Jahre 2013 be­

ginnt. Weiterhin hat die Beschlusskammer dem Netzbelreiber die Anwendung der sog. opti­

onalen Sonderlösung eingeräumt, um Beträge, die gemäß § 5 Abs. 3 ARegV in den Jahren 

2012 und 2013 zu Entgeltanpassungen gefOhrt haben, bei der Ermittlung der Zu- und Ab­

schläge zu berücksichtigen. 

Erläuterung zur optionalen Sonderlösm 
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Gemäß § 5 Abs. 3 S. 1 ARegV ist der Netzbelreiber verpflichtet, im Folgejahr seine Netzent­

galte nach Maßgabe des§ 17 ARegV anzupassen, soweit die tatsächlich erzielbaren Erlöse 

die nach § 4 ARegV zulässigen Erlöse des letzten abgeschlossenen Kalenderjahres um 

mehr als 5 % überschreiten. Bleiben die erzielbaren Erlöse hingegen um mehr als 5 % hinter 

den nach § 4 ARegV zulässigen Erlösen des letzten abgeschlossen Kalenderjahres zurück, 

so besteht ein Wahlrecht für den Netzbelreiber, seine Entgelte nach § 17 ARegV anzupas­

sen. 

Erzielt der Netzbelreiber somit Mehrerlöse in 2009, die 5 % der zulässigen Erlöse überstei­

gen, sind seine Netzentgelte zum 01.01 .2011. zu senken. Die durch die Netzentgeltanpas­

sung entstandenen Mindererlöse im Jahr 2011 gehen in den Saldo zum 31 .12.2011 ein. 

Anders ist die Situation bei Mehrerlösen, die im Jahr 201 0 oder 2011 erzielt werden. Oie An­

passung der Netzentgelte erfolgt gemäß § 5 Abs. 3 ARegV zum 01.01 .2012 bzw. zum 

01 .01 .2013 und hätte somit keine Auswirkungen auf den Regulierungskontosaldo zum 

31.12.2011. Die Berechnung der Zu- und Abschläge erfolgt somit auf einer Bemessungs­

grundlage, in der die Anpassungsbeträge nicht enthalten sind. Da diese Beträge im Saldo 

verbleiben, würden sie bei der Bestimmung der Zu- und Abschläge mitberücksichtigt und 

damit als Zu- bzw. Abschläge auf die Erlösobergrenzen der zweiten Regulierungsperiode 

verteilt. Es käme dadurch zu einer doppelten Rückzahlung der Mehrerlöse durch den Netz­

betreiber. Die hierdurch entstandenen Mindererlöse würden verzinst erst in der dritten Regu­

lierungsperiode ausgeglichen. 

Um dies zu verhindern, hat die Beschlusskammer dem Netzbelreiber mit Schreiben vom 

04.10.2012 die Möglichkeit eingeräumt, von der sogenannten optionalen Sonderlösung 

Gebrauch zu machen. Diese sieht vor, dass Mehrerlöse, die in den Jahren 2010 und/oder 

2011 entstanden sind und zu einer Anpassung der Entgelte in den Jahren 2012 undloder 

2013 geführt haben, bei der Ermittlung der Zu- und Abschläge berücksichtigt werden. 

Der Netzbelreiber hat der Beschlusskammer gemäß seiner Mitteilungsverpflichtung nach 

§ 28 Nr. 3 und 4 ARegV vom 28.12.2012 mitgeteilt, dass er im Jahr 2010 Mehrerlöse erzielt 

hat, die 5% übersteigen und zum 01.01.2012 zu einer Entgeltanpassung geführt haben. 

Mit Schreiben vom 11 .12.2012 hat der Netzbelreiber der Beschlusskammer mitgeteilt, dass 

er von der optionalen Sonderlösung Gebrauch macht. 

Bei der Ermittlung der Zu- und Abschläge wird der Anpassungsbetrag gemäß § 5 Abs. 3 

ARegV ermittelt, der sich aus Sicht des Netzbelreibers ergeben hat. 
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Auch bei der Ermittlung der Verzinsung des Jahres 2012 ist sodann zu berücksichtigen, dass 

der Endbestand des Saldos zum 31.12.2012 in Höhe der erfolgten Entgeltanpassung zu kor­

rigieren ist. Das zu verzinsende durchschnittlich gebundene Kapital entspricht dem Mittelwert 

aus dem Anfangsbestand zum 01 .01.2012 und dem Endbestand zum 31.12.2012. Bei einem 

.Zinssatz von 3,58 %1 ergibt sich die in Anlage R1 .1, .Zelle G19 dargestellte Verzinsung.2 

Die Bemessungsgrundlage für die Berechnung der .Zu- und Abschläge auf die Erlösober­

grenzen der zweiten Regulierungsperiode ergibt sich aus dem Gesamtsaldo Regulierungs­

konto nach Verzinsung, der in der Anlage R1 .1 , .Zelle G20 dargestellt ist. 

3.3. Berechnung der Zu- und Abschläge 

Die Ermittlung der .Zu-/ und Abschläge auf die Erlösobergrenzen der Jahre 2013 bis 2017 

erfolgt in 5 gleichmäßigen Raten zuzüglich der jährlichen Verzinsung der jeweiligen durch­

schnittlichen Kapitalbindung. 

Der dabei anzuwendende .Zinssatz beträgt konstant 3,58 %, was dem 10-jährigen Durch­

schnitt der Umlaufsrenditen "festverzinsliche Wertpapiere inländischer Emittenten" der Jahre 

2002 bis 2011 entspricht. 

Entsprechend der oben dargestellten Ausführungen ergeben sich die in Anlage R 1.1 aufge­

führten Zu- I Abschläge für das Regulierungskonto für die Jahre 2013 bis 2017. Zuschläge 

auf die Erlösobergrenzen der zweiten Regulierungsperiode werden hierbei mit einem negati­

ven Vorzeichen dargestellt, Abschläge sind mit einem positiven Vorzeichen versehen. 

1Eine Fixierung des Zln$$a.tzes fOr zukDnftige Jahre ist erforde; Hch, da in der Verordnung kein Anpassungsmechanismus 

während des Auflösungszeltraums vorgesehen ist. 

2 	Um zu verhindern. dass Minde·rerlöse de$ Jahres 2012, die autgrund von Mehror1ös.en des Jahres 2010 entstanden slnd, im 

Jahr 2012 im Regutiemngskonto fUr die : weite Regulierungsperiode nochmals berOcksichtigt werden, sind die erzielbaren 

Erlöse des Jahres 2012 um den Betrag der Mehrerlöse des Jahres 2010 zu erhöhen. Dadurch wird eine Doppelverreclmung 

vennieden. 

14 von 14 

http:Mehror1�s.en


•t 
! 





nach & 11 KA. ••.• 

+ Veränderung KA,o".,, 

• KA..,..o 

+ Veränderung KA...,. 

Kosleoanteil nach & 11 + KA... 

+Verlinderung I<Ao,1 

•eF, 

+ Verlinderung EF, 

+0, 

+(VK, 

- VK.,) 

+ NZH, 

-PS. 


-So, 

Seile 3von 10 



I 
6 

ii I 
i 
5 I •I
.i j~ ~ 
;; f 

!" 
! 

t 

~ •t 

n 
~ .. 

' 1 

c 

~ 
ti 
! 



••j 



0 

2 
~ 

I 
" 

~ 

;; 
~ 

! 

~ . 

i 
~ 
~ 

~ 
~ 
~ 

:i 

•I•1 



. 
R 

I 
c r •I 

iz 
".. 
" 

f I 
I I 
f I 

I 
i• 

! 
! 

f. 
!J!
: 

'I
l! 
§ 

~ l 
I• 



•I 
i 



•
! 
I 




R3 Erzielbare EriOse 

s.lle 10 von 10 



